
ber die Wiederherstellung
der geistlichen Landeshoheit im Hochsti{it Hildesheim

im TEe 1643

Von arz Hummel

Das populäre Interesse geschichtlichen Fragen ist recht ungleich-
mäßig verteilt. Hefitige dramatische Entwicklungen, die L1LUFr uUrze eıt
andauern, werden oft behandelt, ohl weil sich dem Betrachter 1er
die Unvollkommenheit der Weltkonstitution und e1n archaisch-wechsel-
haftes Schicksal deutlich zeigen cheint Zeiten der uhe und des
Aufbaus dagegen werden 1n volkstümlichen Geschichtsdarstellungen
ILUT selten verarbeitet und analysıert. Hier fehlt ohl das Element des
Sensationellen, Unerhörten, Überraschenden, das alleın eine mitleidende
Anteilnahme bewirkt.

1ne Durchsicht der Bibliographien Z niedersächsischen Geschichte
Ze1g die große Fülle VO  - Darstellungen der Schlacht bei Soltau un der
Annektion des größten Teils des hildesheimischen geistlichen Staates
durch das Haus Braunschweig-Lüneburg nfang des ahrhunderts.
Dagegen i1st die Neukonstitution dieses Staates nde des Dreißig-
jJährigen Krıeges bisher nicht besonders beachtet worden, ja die ET-
INNETUNGg seine X1STeENZ cheint überhaupt weitgehend verwischt

e1n.
Verwunderlich i1st aber dies Desinteresse eigentlich nicht WAarTr annn

Yanz allgemein für die eıt VOTLI den Krıegen 1813 aum VOIl eiıner
Identifikation der Bewohnerschaflft eines Staates mı1ıt dem VO der Fuüuh-

FrUuNng formulierten Staatsınteresse gesprochen werden, die esonderen
Verhältnisse 1M Hochstift Hildesheim aber erschwerten Cd1e Artikulation
jedes staatlichen Selbstbewußtseins 1n sehr hohem Maß Die VOrwl1e-

gend protestantischen Bewohner konnten sich HUE schwer gegenüber den
nsprüchen der ihnen vorgesetzien katholischen Behörden behaupten
Die wirtschaftliche Situation Waäal prekär, da das nNneue Regime weder
einen modernen absolutistischen aa mit seiınen wirtschaftsfördernden
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Maßnahmen kKonsequent anstrebte, och dageéen den TIrägern der VOI-

handenen zukunftsträchtigen Wirtschaftskapazlıtaten 1n den Städten Tele
and heß Soweıit Aaus den QQuellen erkennbar 1StT, bestand das Konzept
der Staatsführung ach 1643 1n einer möglichst weitgehenden
Restauration der wirtschaftlichen un! rechtlichen Zustände, W1Ee G1e VOI

der KkKkupation des Hochsitilts bestanden hatten In dieser Situation
Waäar die Iniıtiatıve der Stadtbevölkerung weitgehend auf die Versuche
ZU: erung der 1ın der Vergangenheit erworbenen Rechtsstellung g -
richtet Politisch w1ıe wirtschaftlich Qg1Ng der NSCAIULU. die sich
fortentwickelnde mgebung verloren.

Eın zeitgenÖössischer Überblick ber die wirtschaftlichen Zustände Z
VOTI dem erga der Landesherrschait Preußen 1 Zuge der AÄUS-
IUNrTUuNGg des Reichsdeputations-Hauptschlusses macht die strukturellen
Mißstände eutlich, obwonl der betreffende Autor miıt seıner Schriit
andere Ziele verfolg und voller Liebe VOII den landschaitlichen chnon-
heiten se1ınes Hildesheimer Vaterlandes spricht. WAar gäbe S heißt 3
sehr vielfältige Industriebetriebe: Brennereien, Salzwerke, Eisenhütten,
Papiermühlen, Fayence-Fabriken, Ziegeleien, Tabakfabriken}?, aber der
einz1ge Exportartikel sSe1 das Garn, das dQdUus dem 1m an angebauten
Flachs 1n Heimarbeıit ESPONNEN un VOoOoNn Verlegern aufgekauft würde
ıne Weiterverarbeitung des (jarns sSEe1 1mMm Lande selbst nıcht möÖglich,
da esS Kapital für Maschinen und außerdem die übrigen Spinn-
stoffe, un! eide, importiert werden muüßten, WOZU ebenfalls

Kapital Das Saatgut für den Flachs wI1rd ebentfalls importiert,
heißt 6S da 1m Lande Fachleuten und wiederum Kapital TUr
Saatzuchtbetriebe fehle*?* Dıie Viehzucht befinde sich 1n hoffnungslosem
Zustand, da das unrationelle System der gemeinen Hut und el och
beibehalten würde, deshalb der usirıe aus Mangel Winter{futter
fruüuh stattfinde und esS überhaupt Futterpflanzen fehle Der Vorschlag,
die allgemeinen Weiden aufzuheben un die wirtschaftlichere Stallfütte-
rundg einzuführen, könne der geringen ökonomischen Kenntnisse
der Bauern nicht durchgeführt werden?.

No  . deutlicher werden dıe Zustände ın einem andDucCi analysliert,
das anläßlich der Annektion des Staates durch Preußen herausgegeben
wurde Die eute, die (jarn spinnen, heißt eS5 dOÖFT, können jeweils 1U

geringe W arenmengen die Aufkäufer abliefern, die ihrerseits Kon-

sumgüterfl feilhalten und die Kleinproduzenten 1n beständiger Okono-

Joseph Nnion Cramer, Physische Briefe über Hildesheim un! dessen Gegend,
Hildesheim 1792; 178
ebenda, e1ıte 156
ebenda, elıte 164
ebenda, e1lıte 156e ©& F 16 ebenda, elte 164
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mischer Abhängigkeit halten®. Sehr deutlich wird gesehen, daß die
städtische Produktion nicht Urc Einfuhrzölle geschützt wird un! die
Städte deshalb wieder ZULI Agrarwirtschaft als Haupterwerbsmittel ber-

sind ‘. Zudem Se1 die Warenkommunikation erhebliıch C 1-

schwert, da den Chausseen alle wel Stunden Straßengebühren
assıer wuürden. 1ese Mittel kommen dem Staat jedoch auch N1C|
zugute, da sS1e als Gehalt Tur den Einnehmer verwandt werden

1eSse sehr schlechten wirtschaitlıchen Verhältnisse mMUuUSsen 1mM STAl
sammenhang mıiıt der Tatsache gesehen werden, daß der größte e1il
der Bevölkerung dAUS politischen Grüunden enigegen den Vertragen,
die ZULI Wiedererrichtung des Hochstifts uhrten, VON leitenden Stellun-
Yyen 1m Staat praktisch ausgeschlossen WAaT. Das Handbuch VO  - 1803
nenn en die Folgen Wer AQUusSs der Bevölkerung eIiwas erreichen
wollte, wanderie d UuSs oder heiratete weg?. Im aa Hildesheim ehlten
deshalb auch Fachleute, die die (Cjeschichte und Politik des Landes inier-
pretier dargeste die das Interesse einNer gebildeten und wirtschafit-
lich potenten Bevölkerungsschicht miıt TrTer eimat verbunden !® und
eine Wirksamkeit entfaltet hätten, wWwW1e eiwa Pufendorti für Brandenburg
Oder Le1ibniz für das Haus Braunschweig-Lüneburg.

Da 11UI1Ll 1ın Hildesheim anders als ın anderen deutschen Staaten 1mMm
und 18. Jahrhundert nıicht jene voluminosen Stoifsammlungen ZU

Territorialgeschichte angeleg wurden, fehlte der Historiographie des
Jahrhunderts aterlal, das 1U. aufgearbeitet und 1M Sinne der

eigenen orstellungen gedeute und publiziert werden konnte Zudem
WaäarTr Iur die populäre und deshalb liberalistisch tendierende Cjeschichts-
schreibung der bürgerlichen Epoche der hildesheimische Staat wen1g
attraktiv, da eESsS weder signilikante Bosheıiten der einheimischen Adels-
herrschafit och aber heldenmütigen Widerstand des S1CA emanzıpleren-
den Bürgertums berıichten gab Nach der Chronologie der DÜürger-
liıchen liberalen Geschichtsphilosophie Waäal die ründung des hildes-
heimischen geistlichen Staates eın Rückschritt, der ın Nebensätzen be-
klagt werden konnte, der aber eine nahere Beschäftigung nıC| VeI-

lohnte

(0 T30), Das Bisthum Hildesheim ın geographischer, statistischer un LODO-
graphischer 1INSI1CH Berlın 1803 Statistische Beschreibung der Lander,
welche der königlich preußische Hof 1mMm Jahr 1802 nach dem Entschädigungs-
ane ın BesitzG' hat, L, 1); e1ite 62
ebenda, e1te 41
ebenda, e1ite
ebenda, e1ıte
vgl dieser Trage {iwa: Andreas KTaus, Grundzüge barocker es:  ts-
schreibung; 1! 1stor. 1968), eıtle 54—+4 *.
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(janz dus dieser, einer Lixierten Geschichtsphilosophie verpflichteten
ideologischen Perspektive heraus WITd auch heute och die Neugruün-
dung des Hochstifts ın volkstümlichen Darstellungen beurteilt. Maßstab
fur das rte1l ist nıcht der Territorialstaat des Jahrhunderts, bel dem
die persönliche Beziehung des Landesherrn Land und Leuten der
emotionale TUN! für seıne Herrschaft ber den als private Groß-
domaäne angesehenen aa WAäal. Als aßstab cheıint vielmehr der -

pansiıve Machtstaat des 9. Jahrhunderts G sein, dem sich
das Burgertum ach dessen Durchsetzung 1n Deutschland verpflichtet
fuhlte
er wird die Erriıchtung des Hochstifts ausschließlich Aaus welfischer

erspe  ıve gesehen und 1mMm Sinne der bürgerlichen Epoche gewertel,
WEe@e111l eiwa Schnath verschiedentlich agtT, daß die einzigartige
Gelegenheift, alle welfischen (‚jebilete einem CGiroßstaat verbinden,
nicht henutzt wurde, die Erbteilungen dem Welfifenhaus vielmehr

stehen amen und zudem Herzogs GEOTIS Ja Tod es zunichte
machte, da danach die welfische Okkupatıon des Stiftsterritoriıums De-
endet wurde 1

1ne Betrachtung der braunschweig-lüneburgischen Politik
1n den etzten Lebensjahren mMerzog GEeOTgS Ze1gT, daß dessen Stilisierung
ZU aup eiıner Kriegspartel: die ihr Territorıum durch Eroberungs-
zuge 1n die Nachbarschafit rrondieren können, zumindest irag-
WÜürd1g eın dürtfte. Welfische Iruppen hatten ZWaaT 1mMm Zusammenhang
miıt der schwedischen Invasıon der deutschen Ostseekuste 1 Jahr
1630 auch das leine St1ifit Hildesheim besetzt amı Wal deutlich g -
worden, daß erZ0g eOTg nıcht beabsichtigte, dem Urteil des Kammer-

gerichts VO des Vorjahres nachzukommen, das die Restitution
des gesamten Hochstifts forderte Die welnlsche Propaganda nannte den
peyerer Spruch ein um höchsten nachteiliges, unrechtmessiges und

GQUIlZ nichtiges, unverantworiliches Urteil!?* der „Wind of change ” 1eß
jedoch SChOoNn 7ABAR eıt der Publikation dieser Propagandasprüche die
rage einer Restitution un einer Verständigung mıt dem alser 1n

g anz anderem Licht erscheinen
Die kaiserliche Politik WalLr ın der eıit der edrängniIis der habsburgıl-

schen 0OS1L1L0N 1 Reich un des raschen Fortschritts der chweden und
ihrer Verbündeten auf eın Aufweichen der gegnerischen TON Q US. Nach
Vorverhandlungen Leitmerıitz Böhmen) und 1ırna (In Sachsen

11 eOTg Schnath d., Geschichte des Landes Niedersachsen e1n Überblick
Sonderausgabe AQUus der Geschichte der deutschen Länder Territorien-
Ploetz Ürzburg 1962; e1lte SOWI1e ders., Vom Sachsenstamm ZU

an Niedersachsen, Hannover 1966; e1ıle
Fasciculus etlicher 1n der hildesheimbschen aCl abgefasseten chri{f-
ten l üneburg 1637; eil 2| elte
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gelingt den Führern der kalserlichen Politik der Abschluß e1ines Wailfen-
stillstandsvertrages mıt Kursachsen, der 1m Mai 1635 1n Prag paraphiert
wurde 1eSser Prager Friıeden wWUurde VO  5 beiden Vertragspartinern QuUuS-

druüucklich dem Ende gemacht, amı die Tie Teutsche atıon
voriger Integritet, T’ranquillitet, Libertet und Sicherung TeducIr werde!3,
Er wurde also als Vorgriff auftf einen allgemeinen Frieden verstanden,
zumal 1n d 91 die anderen, och krıegführenden arteıen ZU. Beitritt
aufgefordert werden.

In der Folgezeit entstan 1mMm braunschweig-lüneburgischen aatsge-
jet auf verschiedenen Ebenen ıne politische Aktivität, dıe eute VeI-

wirrend und widersprüchlich erscheint, da 198828  ; nicht mehr gewohnt
1st, mıiıt schwerwlegenden politischen Entscheidungen rechnen, die
nicht e1INeTr ideologisch bestimmten Kontinuitat unterliegen. Über
einen Teilaspekt dieser emühungen, näamlich die Kontaktaufnahme
Braunschweig-Lüneburgs mıit dem Kalser und das Bestreben, bilate-
ralen Abmachungen kommen, liegt ıne außerst gründliche Nnier-
uchung vor 1*+ die anderen ersuche, e1inNne für das Land akzeptable
Entscheidung erreichen, Sind VO  - der zeitgenössischen Pu  1Z1S11
nachgezeichnet worden !5,

Im rühjahr 6338 fanden Iın Hildesheim Verhandlungen des esamt-
hauses Braunschweig-Lüneburg Sia Das rgebnis WarTr eın ach Wiıen
übermitteltes Papier, ın dem das Haus miıt erZ0og eOrg der Spitze
sich weitgehenden Zugeständnissen auf religiösem ebiet bereit
erklarie und erkennen gab, daß das leine Stift wieder geraumt
werden oOnne, wWwenNnn dafür die kaiserliche Besatzung dQus Wolfenbüttel
abzöge Der alser legte ın seiner Entgegnung dem ause Braun-
schweig-Lüneburg der etwalgen Restitution des Hochstilfts direkte
Verhandlungen miıt Kurkoöln ahe 1

Um die Jahreswende 638/39 tagtiten die niedersächsischen Kreisstände
nacheinander 1n üneburg, Hildesheim un! dann 1ın Braunschweig,
die Möglichkeiten eiıner Neutralitat erkunden!”, Herzog eOTg
sıch mıt den braunschweig-lüneburgischen Iruppen bereıts unmittelbar
ach Bekanntwerden des Prager Friedens aQus dem Buüundnis mit Schwe-

des Prager Friedens, zitiert nach der oifizıosen Ausgabe der Reichs-
abschiede er des eilıgen ömischen Reıichs gehaltenen eichs-ITäge
1€! un! Satzungen . Maiınz 1692

Langenbeck, Die Politik des Hauses Braunschweig-Lüneburg 1n den
Jahren 1640 un! 1641 Quellen und Darstellungen AA Geschichte leder-
sachsens, 18)
eatirum Europaeum, Frankfurt Maın 1616 If1.:; hier insbesondere
hiler ıtiert als IV)
Langenbeck, eıte 31
I e1ıte



den gelöst?®, und die militärischen Aktivıtaten des Herzogs beschränkten
Sich se1t Anfang 1639 darauf, seiıne Länder VOTL urchzugen remder
Iruppen möglichst schützen !?.

Im eptember desselben Jahres eriuhr erZog eOTII, daß VO alser
als Bedingung füur se1ine Walifenruhe Braunschweig-Lüneburg die

ergabe des gesamten Hochstiits den Kurfursten VO  - KOöln anYe-
sehen werde. erZog eOTIG, aber auch die niedersächsischen Krels-
stände d1ie miıt dieser Bedingung niıcht einverstanden. Der Herzog
ließ die Hauptfestung 1mM Hochstiifit Hildesheim armıeren, ordnete
Truppenaushebungen und ega siıch Ende September Bündnis-
verhandlungen ach Dänemark. Die niedersächsischen Stände nahmen
demonstratıv Kontakt mıt CGjeneral Baner, dem schwedischen Oberkom-
mandierenden, auftf 1

In dieser Situation erschien dıie Position der kaiserlichen Politik durch
mehrere militärische Niederlagen gefährdet, und mußte offensichtlich
versucht werden, die Wiederannäherung Braunschweig-Lüneburgs
die den alıser gerichtete Koalıition verhindern und die T1e-
densbemühungen des Herzogs  b un!: der Kreisstände nıicht übergehen
AÄuUsS diesem Grunde werden die Friedensbedingungen gemildert: Das
leine S1it; also das Kerngebiet des Hochstif{ts, soll eım Haus TauUn-
schweig-Lüneburg bleiben, das Große So jedoch untier die Gewalt
des Kurfürsten VO  } Koln und des Hildesheimer Domkapitels fallen und
als selbständiger aa konstitujert werden. aIur sollen annn die

braunschweig-lüneburgischen Truppenverbände auft Seıiten der Kalser-
liıchen chweden kämpfen Im Vorgri{f au{tf diese Möglichkeiten
elehnte der Kailser 1m Oktober 1639 ormell den Hildesheimer Dom-

propst SOW1Ee einen Vertreter des Olner Kurfürsten mi1t dem Hoch-
stift 1

|eser etiwas merkwürdige Vermittlungsvorschlag, BraunschweIlg-
üneburg 1mM Besiıtz des Zentralgebietes lassen und diesen Kern
erum den aa schaffen, dürfte e1n e1l der Jetz VO  } beiden
artnern angewandten Taktik gGewesech seın Man versuchte offenbar
11 espräcl! bleiben und egte deshalb Diskussionsthemen VOLI,

Kampfhandlungen vermeiden, denn 1905288  b versuchte, auf diploma-
i1schem Wege einem Modus vivend]ı kommen Entsprechen:! dieser
Taktıik auch die Instruktionen der Welfenherzöge für ihre Ver-
handlungsdelegatıon auf dem Kurfürstentag 1n ürnberg allgemeın
gefaßt, daß die Delegierten praktisch keine erfolgversprechenden Ver-
handlungen iuühren konnten Verbal wird naäamlich 1n den Instruktionen
wieder V OI1l dem andererse  ts doch VO  ; braunschweig-lüneburgischer

nach den Angaben eorg erzog VO.  > Braunschwelg ın der Allgemeinen
deutschen Biographie

1 eıte
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e1ıte akzeptierten Bestreben ach bilateralen Verhandlungen abge-
GallY C: Da die Käampfe 1U durch eiıinen allgemeinen Frieden beendet
werden könnten, el jetzt, seien auch alle Stände des Reiches

gleichberechtigten Verhandlungen heranzuzlehen. Bilaterale V er-
rage mOögen ZWaT ıIn bester Absıicht gesCcChlossen werden, aber sS1e rufen
doch bei den übrigen Ständen L1UFLC Miıßtrauen hervorA

Dıie Herzöge aLie ın dieser ase ihrer Politik beweglicher, enn
sS1e konnten siıch YallZ auf e1l1nen Gegner konzentrlıeren, während der
alser vlelfältige Ruücksichten nehmen erZ0og eOrg tat des-
alb 1mMm prı 1640 eınen demonstrativen chritt Mit General Baner
wurde der Peiner eze abgeschlossen, der den formellen Anschluß
Braunschweig-Lüneburgs chweden beinhaltete. Der erZ0Og untier-
tutzte jedoch nıcht die weitreichenden Operationen 1n der Maingegend,
die aner TUr den Sommer plante, ondern beschränkte sich auf die
Lieferung VO  ; TOV1aNLT. Eigene Truppenbeteiligung billıgte 1Ur IUr
den sudlichen TeNzTrTaum seines Gebietes *1,

Diese Politik des Hinhaltens und der vorsicht1ıgen Demonstrationen,
die erZog eOTIg verfolgte, TaC| jedoch Z  IMMNMENI, als sich die
Kriegslage erheblich ZUuUNgunsien des nNneuenN Bündnispartners ent-
wickelte Baner mMu. sich überraschend VOI den überlegenen Iruppen
Piccolominis und Erzherzog Wilhelms zurückziehen und versuchte iın
dieser Situation vergeblich, Herzog ©  T' Hilfeleıistungen Vel-

anlassen Z Als kaiserliche Iruppen 1mM ommer 1640 den extrem n1e-

drigen Wasserstand der W eser ausnutzten und s1e, ohne autf Wider-
STanN! stoßen, ın östlicher ichtung überschritten, sah sich erZ0og
eorg enigegen seınen Intentionen ZWUNGEN, 1U  ; och den schwe-
dischen Bündnispartner 1Ns and rufen. Braunschweig-Lüneburg Waäal

durch den Aufmarsch der gegnerischen Verbände erheblich bedroht,
diplomatische Möglichkeıiten ZUIL Wiederherstellung des Friedens S1INd
auch nachträglich nicht erkennbar.

In dieser Siıtuation fand 1m Oktober 1640 1n Hildesheim ine Oonie-
Tenz der Fuüuhrer der französischen, schwedischen und braunschwelg-
lüneburgischen Iruppen stia auf der die weiıteren Maßnahmen koordi-
nijert werden ollten Diese Konferenz das für die Zeıitgenossen
W1e für die Nachwelt merkwürdı1ıge Ergebnis, daß dıe wichtigsten eil-
nehmer bald kränkeln eganne und ach wenıgen Wochen tarben

erZ0g starb 1mMm pr1i 1641 und wurde zunachst 1m 1ldes-
heimer Dom beigesetzt Z

20 Langenbeck, eıte DA
ebenda, eıte

22 ebenda, eıte
it ADB d.,
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Seine Politik offensichtlich den braunschweig-lüneburgischen
aa ın einNne ausweglose Lage hineinmanovrTIert Militärisch dürifte die
Lage hoffnungslos geweseCch se1n, ZuUuma. die wichtigsten Festungen se1t
Jahren VON kaiserlichen Iruppen besetzt arTell, wirtschaftlic| WäaT die
IUr den aa iragwürdige Situation eingetreten, daß verbuündete wI1e
gegnerische TITruppen 1 Lande standen un konsumierten, ohne der
Produktion teilzunehmen.

Aus dieser Perspe  ıve heraus muß das Bestreben der Erben Herzog
GEOTIS gesehen werden, rasch und unier manchem Zugeständnis wıieder
die Souveränität ber ıhre Läander ernhnalten und den Frieden wieder-
herzustellen. Sie nahmen deshalb Kontakt mıiıt der kaiserlichen egle-
IUuNng auf, Verhandlungsdelegationen beilder Parteien traten zunaäachst
auf Reiıchsboden 1n Oslar und paraphierten annn 1mMm Januar
642 1n Braunschweig einen Vertrag, dessen Ratifikationsurkunden be-
reıits 1mMm pril ausgetauscht wurdenS

enige Tage VOI SC der Verhandlungen, 1642, wandte
sich erZ0og August VOILl Braunschweig-Lüneburg 1n einem Schreiben
seinen etter CNnhristian LudwIi1g und egte sehr ausführlich die ber-
legungen arT, die ZU.S der Eini1igung mıiıt dem alser uhrten
Sehr deutlich wird ler ausgeführt: Wann INnnn Salvirung der och
Üübrig geringen Ruderum 1Im an etzige Tractaten ausschlagen sollte,
aisdann fürstliches Haus VOTLI des gUnZEIL 111 Reichs eın
ınausbleibhlich declariret, WITL miıt des ganzZeN eıichs acı debelliret,
uUNnNseTe eigene UlLS- und Religions-Verwandten olfenen Feinden
erlangen und e1n solches euer wIıder UNsSs aufs Neue ngehen möoöchte,
welches NICH allein dasjenige, WdaS WIFr für den chweden salvıren
vermennen, sondern vielmenhr die gUNZE UDSLIANZz Land und Leuten,
Hah un Gut, Leib, Ehr und eben, UNSeTe und der gUanzZeEN Posterıitet,
Ja vieler Millionen Seelen zejitlicher und ewiger WohlIiahrt zugleici
verzehren würde *5 Wüuürden die vorliegenden ertraäge nicht ratifiziert,

würden die kaiserlichen ITruppen Beginn der Frühjahrskampagne
weiter 1m Land vorrücken un dann befände sıch das Herzogtum 1ın
eiNer Position, 1n der es dasjeniıge mıt Flehen und Bıtten NICH erhalten
möchte, W5 jetziger eıt je] schwer EIW: drücken will=6, Aus-
druüucklich wird hervorgehoben, daß n1ıemand sich der Ooffnung ingeben

olgende exie wurden eingesehen, die 1m allgemeınen 11UT ger1ingfüg1g
voneinander abweichen: I e1lte 860—-867 Caspar Londorp, Acta
publıca V, Frankfurt Maın 1668; e1lte 762—768 Zeitgenössische Abschrift
1mMm Hildesheimer rTiefarchiv 1mM Nieders Hauptstaatsarchiv Hannover, SIgn
ild. Br. 1I bschn. 2 Nr. 3 fol Mr Z R Die folgenden Ar  ivsignaturen
beziehen sich ebenf{falls auf estiande des Nds Hauptstaatsarchivs Hannover.
erZog Augusts VO  ; Braunschweig-Lüneburg- Wolfenbüttel Rechtfertigung
gen des Friedens; 1N:! Neues Vaterländisches TCA1LV 1827, eil B 305 {f.
ebenda, elıte 306.



soll, etiwa och DEeET ULTINOG hessere CONdILLONES erhalien AT
Kampfhandlungen Urie auch nicht kommen, weil es erzog August
nicht mıiıt SeEeINEeMmM Gewissen vereinbaren könne, seine ihm VO. Gott

hoch anvertrauete(n) Untertanen den abscheulichen Ahomina-
i1onen, dem Krieg folgen pflegen, auszusetzen®“”. Wilie mit
eigenen Kralten bewandt, 5  tehet T’age, Land und eule seind

Miıttel entbloßet, WaSsS Ubrig gewestT, ist gu eIls UrcC UuNnseTe

eigene Succurenten Grunde consumiret?®
So beurteilt also einer der verantwortlichen Leiter der branschwelg-

lüneburgischen Politik die Situation, in die die Regierungstätigkeıit
se1ines OTgangers das Land gebrac hat

Der Vertrag besagt I1LUIL, daß die Herzöge AQuSs der Reihe der rleg-
ührenden Machte aussche1iden un dem Kalser gegenüber iıne wohl-
wollende Neutralıität pflegen wollen Die Neutralita Waäal V@eI1-

stehen, daß die braunschweig-lüneburgischen Iruppen nicht unier kal-
serliches Kommando Lretien, ondern die tfesten Plätze des eigenen
Landes eseizen (Art 4), alle Iruppen sollen diesem Zweck eI-

züglich AQus den alliierten Verbänden herausgelöst und entweder 1n
den Festungen statıonlert Oder aber entlassen werden Art $} alser-
K Iruppen dürfen durch braunschweig-lüneburgisches Staatsgebiet
marschieren Art O) und können dort Walfen und TOV1laAaN Be-
ahlung erwerben ber das Hochstift sollen och Konferenz-
entscheidungen fallen, die hiermit angekündigt werden (Art 26) 1m VOT-
griff wird jedoch SCANON das leine Stift abgetreien un! dem Domkapitel
und dem Kurfürsten VO  — KOoln überiragen (Art 9) Dıie Angehörigen der

Augsburgischen Konfession behalten weiterhin 1ne Reihe VO  - arr-
kiırchen 1n Hildesheim Art Z Grundsätzlich wIiTrd Braunschweig-Lüne-
burg das Recht zugestanden, ın dieser Stadt Iruppen statıonieren

Art 14} iın Anbetracht der besonderen Situation wird aber jetz die

Festung VO  5 kaiserlichen Iruppen besetzt; soll nämlich alles getilan
werden, damıt s1e nıcht eiwa 1ın antikaiserliche Haände Tallt (Art 18)
Diese Besetzung endet jedoch, sobald der niedersächsische Reichskreis
frei VO  z antikaiserlichen Iruppen 1st Art 230

In einem gleichen Tag paraphierten Zusatzabkommen werden die

ilıtärfragen och besonders geregelt“*?. Die Formulı:erungen dieses Ab-
kommens machen och einmal deutlich, w1ıe unselbständig die Herzöge
1n ihren militärischen Dispositionen dieser - Zeıt 1n der Tat aIie

Grundsätzlich, wird festgehalten, unterstutzen Wäal die Herzöge
nach Abschluß dieses Neutralitätsvertrages keıne antikaiserlichen Irup-

ebenda, e1lıte 307
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penNn mehr. Da aber och Iremde Iruppen 1mM Lande stehen, sollen auch
diese gleich den kaliserlichen Verbänden Bezahlung uUunıtl1on
und Proviant erwerben düurfen Andernfalls se]len VOIN ihnen Übergriffe

befürchten, un S1e könnten die entstehende Unruhe ZU N OT=
wand nehmen, Janger 1m Lande leiben, als ZU  r egelung ihres
ADbzugs ohnehin eriorderlich ist Art 3 Den kaiserlichen Iruppen WITrd
gemaäa. 116 des Hauptvertrags der Durchmarsch durch herzogliches
Gebiet gestatitet, sS1e dürfifen jedoch Stäadte L1LUT 1mM Ausnahmefall und
jeweils 1n kleinen Gruppen durchziehen In Notfällen durien
kalserlıche Iruppen auch unier den anonen braunschweig-lüneburgl1-
scher Festungen Schutz suchen; sS1e dürfen sıch dort aber nicht Jäaänger
als höchstens 1]1er Tage aufhalten, und 1st ihnen nıcht gestatiet,
irgendwelche Schanzarbeıten vorzunehmen Wichtig, da die
Haltung der ehemaligen Allıierten /AbE uUuSsSi{Irı der Herzöge dUSs der
Koalıtion och nicht sicher bekannt WAT, ist die Zusage VOI Walfen-
hılfe füur den Fall, daß die herzoglichen Iruppen angegriffen wurden
Art 12)

Die Vorbereitungen ZULC ergabe der VO  m} welfischen Iruppen 1mMm
Kleinen Stift besetzten Plätze VOLI em kam die Festung Hildesheim
1n Frage begannen unmit  in  H  elbar ach der Paraphierung des ertrags-
werkes, ohne daß die kaiserliche Ratifikatıiıon abgewartet wurde Bereits
Ende Januar 1642 überführte 198888  g den Leichnam Herzog GEOTgS ach
Celle, un gleichzeitig seizten Iransporte VO.  n Kriegsmaterlal ach Han-

e1n Die unsıcheren ukunftsaussichten TUr die herzoglichen TIrup-
pCeCNn, VOIL denen e1n Teil ja demobilisiert werden sollte, veranlaßten
offensichtlich zahlreiche oldaten, sich eigenmächtig ın Iremde Dienste

begeben, wobel S1e entgegen den Bestimmungen des AT des Neu-
tralıtäts- Vertrags auch bei antikaiserlichen erbänden, bel den ess]1-
schen un W eilmarschen, Aufinahme nachsuchten A

Die Hıldesheim WäarT miı1t der Stationierung VO  5 kaliserlichen
Iruppen nıcht einverstanden und versuchte letztlich vergeblich durch
Kontaktaufnahme mı1ıt den Freien Städten Hamburg un Lübeck SOW1Ee
mit Bremen, die eigene ellung diplomatisch ufizuwerten und eine
größere Handlungsifreiheit erlangen *, WwWwar verzichtete Ende Oktober
der Kaiser auf die geplante Iruppenstationierung, denn die Schweden
unier Baners Nachfolger Torstenson wollten ach Kräften die Wieder-
herstellung e1INes katholischen Staates un den Ausbau der kaiserlichen
Präasenz I Norddeutschland verhindern ®. An die VO  — Hildesheim g -
WwWUunschie Ausweltung der städtischen Souveraäanıtat War ]jedoch nıcht

denken, zumal AT gleichen eit iın der Stadt Verhandlungen zwischen

I Seite 368
31 ebenda, e1lte 368
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braunschweig-lüneburgischen und kurkölnischen Delegierten Der die Re-
stitution des och Desetzten Stiftsgebietes stattfanden ©®. Of{ffensichtlich
och 1mMm auie des Sommers trafen Sıch dann Bevollmächtigte beider Par-
eılen mıiıt Verm1  ern der Wiener Regierung 1n Goslar, Einzelheiten der
Abtretung des och besetzt gehaltenen Stiftsgebietes auszuhandeln. Das
rgebnis dieser Konferenzen 1st der pri 1643 1ın TaunscCchwel
paraphierte raunschweigische Haupt-Rezeß 5} der ın der Literatur auch
die Bezeichnung Hıldesheimischer Haupt-Rezeß rag3

Die atsache der Abtretung der ach dem Neutralitäatsvertrag des OT
jahres och VO  } den erzögen besetzten Stiftsgebiets wird 1n Art m1t
der Wendung umschrieben, daß die vertragschließenden Parteien, also
die Herzöge August V OI1l Wolifenbütte un! Christian LUudWI1g VO.  ; alen-
berg, das Domkapitel VO  n Hıldesheim un: Erzbischof Ferdinand VO  -

öln als Bischof VOINLl Hildesheim, den Besitzstand der Herzöge anl

kennen, WwW1e anläßlıch der kalserlıchen Belehnung 1mMm Jahr 638
i1xlert worden WAaflT, als damals die Beziehungen zwischen dem Herzogs-
aus unü und dem alıser sich kurze eit bessern begannen.

Den breıtesten aum nımmt 1n diesem Vertrag die Regelung wirt-
schaftlicher Fragen e1N: DIie erzöge sichern sıch den Besitz der Salz-
werke Liebenhall (= Salzgitter), obwohl die Territorialhoheit ber
den (a das Hochstift fallt Art. 9). Beide Gruppen der ver{trag-
schließenden Parteijien dürten auf den Flussen Oker un! eine, die
stiftisches un! herzogliches CGebiet berühren, ohne 1NSs  rankung(
rel betreiben lassen (Art. 31). Dıie Herzöge verzichten auft Entschädi-
YUNYEIN füur Investitionen, ıe S1e se1t dem Quedlinburger Vertrag 1n
den Jetz abzutretenden Landesteilen getätigt en Art ZU} da jedoch
die Herzöge während der Besetzung des Giroßen Stifts 1n erheblichem
Umfang Kredite aufgenommen haben, dıe UrCc| die allgemeinen Steuern
gedeckt worden sSind, erklart sich ihr Vertragspartner bereit, d1lese
Schulden für das Hochstift anteilig übernehmen. UÜber den 1te61-
NgsSsmOdus sSoll 1Nne Konierenz VO Fachleuten beider Seiten NAOT=
chläge ausarbeıten Art 22} elıtere Kredite offenbar VO.  ; den
Herzögen ohne Bewilligung durch die Stände aufgenommen worden,
S1Ee also nıcht durch das Steueraufkommen, sondern wahrschein-
ich durch die Einkünfifte Aaus dem Domänenbesiıtz edeckt. Diese chulden
wollen Bischof und Kapitel durch eine einmalige Ireiwillige Pauschal-

zahlung VON Reichstalern ablösen (ATt. 29). Auch die untere
ene des Kreditverkehrs wird anerkannt: Alle während der braun-
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schweig-lüneburgischen Besetzung vollzogenen hypothekarischen Be-
lastungen der KloOöster bleiben gewahrt (Art 24) Die Verwaltungs- un!
Rechtskontinuität wIrd gesichert, da alle se1it 519 ErgangeNeEN 1V11=
rechtsurteile tTeDus privatlorum el qu1 1ure privatorum
ensentur 1ın Ta bleiben sollen (Ar Fuür das 1 abzutretenden
ebiet auf den Domanen bereits ausgesäte Getreide Za das EeEUuUe

Regıme den erzögen Summen zwischen zwel und drei Reichstalern
1AS- Morgen. och nıcht ıuberall das Sommergetreide gesa 1st, soll
diese Arbeit umgehend VOoTgeNOMmM werden, Schaden VeI-

me1lden (Art. 32)
Besonders edeutsam TÜr die ünftige wirtschaftliche Entwicklung des

neugeschaffenen Staates Waäar die Bestimmung, daß 1 grenzüberschrel-
tenden Verkehr zwıschen dem Hochstifit und dem Herzogtum keine

erhoben werden sollen Art 29)
Auch dieser Vertrag wurde UTCH e1INne Reihe AYAG }  - Folgeverträgen

VO gleichen Tage erganzt In einem eze INn DUNCLO praesidll der
un Festung Hildesheim wWird, da der alser Ja auf die Durch-

SetzZung SEe1INES Besatzungsrechtes verzichtet e, eine esondere mili-
tärische Einheit gescha{ffen, eren Offizierskorps ohne konfessionelle
Rücksichtnahmen 1m usammenwirken der Herzöge m1t den hochstifti-
Schen Behörden berufen werden soll Den Souveränitätsbestrebungen
der Stadt Hildesheim amen die Vertragschließenden soweıt eNTIgegen;
daß S1e der gestatteien, wel der ıer Mitglieder 1MmM obersten
Entscheidungsgrem1um für militärische Angelegenheiten dieser ITruppe,
dem Kriegsrat, tellen. Eınen sollte der Bischofl, den vierten das
Domkapitel berufen. Die rage, w1e die osten IUr diese Iruppe auf-
gebrac! werden sollten, blieh zunächst offen 96.

Fın eze INn DUNCLO extradılionis regelt Einzelheiten der ergabe
der och VO  } kaiserlichen Iruppen gehaltenen Platze 1m anS

Die letztlich icht beiderselitiger Zufriedenheit OÖösbare Konfesslions-
rage führte 1M Religionsrezeß e1Inem ompromiß Grundsätzlich
wurde Testgesetzt, daß die Angehoöriıgen der Augsburger Konfession
1m hildesheimischen aa re bzw TEe die übrigen
Bevölkerungsschichten) bel ihrer traditionellen Religionsausübung blei-
ben dürfifen. Das ist eine Formel, 1n die der Bischof und das Kapitel,
W1e die Delegierten formulierten, AL  N sonderbahrer egierde und
Neigung dem eilsahmenr: Frieden einwillıgten und die Aur besagen
dürfte, daß die jetz lebende (jeneratıon das Problem auf sıch beruhen
lassen wollte. Offensichtlich als KONzessic0nN Vertreter eıner Tradika-

zeitgenössische Abschrift Hild Br 1| bschn Nr fol 66 {f
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eren Lösung ist es sehen, daß 1M etzten Artikel Art 11) des
Religionsrezesses noch einmal die Konfessionsfrage aufgegriffen un:!
die projektierte Entwicklung skizzenhaft umrıssen wird: Es sel geplant,
heißt © ach Ablauf der 4() bZw. 70 Jahre das katholische Bekenntnis
für alle ewoNnner des Hochstifts als verbindlich erklären Wer dann
die Konversion bDlehne, SO das Land verlassen, 1nhm sSe1 el
gestatien, seınen immobilen Besitz verkaufen oder Katholiken

vermieten.
Hier I Religionsvertrag w1e auch unerwarteterweise 1mM Rezeß IN

DUNCLO praesidii (Art 11) wird eindringlich betont, daß zwischen O-
en und den A  angern der Augsburger Konfession uhe und Frieden
herrschen soll Dazu soll auch das Recht der freien Schulwahl gehören,
das außer 1m Militärvertrag auch noch 1n Art des Religionsrezesses
genannt WITd. llie Reibereien sollen möglichst vermieden werden:
Die CaLiANOIll1  en sowohl als auch der Augspurgischen Coniession
gelane Trr  erren un chul-Diener sollen sıch es Glimp{fs und
Bescheidenheit In Worten und erken, sonderlich aber auf den Canzeln
und 1mM gemeinen en gebrauchen, ordert ATTt des Religionsrezesses.

ScChwieri1g Wäalr offensichtlich die rage Ösen, 1n weilcher e1ise
der katholische aa die Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten
seiner protestantischen Einwohner regeln sollte Der Erzbischof
die Absicht vortragen Jassen, 1ne Torcierte Rekatholisierung UrC| die
Besetzung aller durch den Tod erledigten protestantischen Pfarrstellen
mıiıt katholischen Geistlichen durchzusetzen KT WäaT aber auf den unüber-
windlichen Widerstand der Herzöge gestoßen und die Delegierten hatten
sich auf olgende Kompromißformel geeinigt: An rten, wel (ijottes-
häuser vorhanden Sind, soll 1n einer iırche ach dem 1{US der Augs-
burger Konfession, in der anderen ach katholischem Ritus Gottesdienst
gehalten werden. Ist jedoch 1Ur eın Gotteshaus vorhanden, dies Wäalr

1n den melısten rien der Fall ®® soll dem katholischen und dem
protestantischen Gottesdiens dienen, und beide Konfessionen haben
Ssich ber den Gebrauch des Zubehörs Beicht- un Predig-Stuel, T’aul,
Jlocken, Schlüssel, Kirchholi und der eDu. gehöri Orter
einigen (Art. d) Man sieht deutlich, wWw1e 1l1er die Vertragspariner De-
strebt d  J dıe konfessionellen Gegensätze entschärifen.

Als oberste Behörde für die Verwaltung der geistlichen Angelegen-
heiten der Protestanten wurde eine Kommission geschaffen, der die
Leiter der Pfarrkirchen Alfeld, Bockenem und (ıronau angehörten.
S1e hatte die Au{fgabe, Kirchen, Pfarrhäuser un! Schulen inspizleren

vgl füur die spatere Zeit die Lısten der Pfarrstellen 1n den oliIiLz.ellen Staats-
kalendern Als eispiel wurde der Hochstift-Hildesheimische Hol- und Staats-
alender auf das Jahr 1775 durchgesehen, der 1Ur Tien O-
ische, Der 143 rten protestantische Pfarrstellen verzeichnet.
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und die Examination, Vokation un! Ordination der (jeistlichen Z.U -

nehmen. Erledigte Pfarrstellen Augsburger ekenntnisses ollten VO  ;
weltlichen nhabern der OLlLLaTUTr binnen drei Monaten, VO  ; geistlichen
atironen aber innerhalb VO  } laängstens sechs onaten 19134  — besetzt
werden. Als geistliche Inhaber eilner Kollatur ber eine protestantische
Pfarrstelle dürfiten Klöster un! Stifter 1n Frage kommen, denen 1n der
ihnen konzedierten recht Jangen Frist offenbar elegenheit Ver-
suchen der Rekatholisierung gegeben werden sollte Trst Wenn die
genannten Fristen ungenutzt versitrichen, sollte die Kommission ın
Tätigkeit treten un! einen Kandidaten präsentieren, der VOIl der KOM-
M1SS10N examınlert und ZUTLT Probepredigt geladen würde (Art 3) AUS-
drücklich wird angeordnet, daß das Besetzungsrecht der Patrone nıcht

simon1istischen Zwecken m1ıßbrauch werden urie (Art A
Insgesamt ist d US diesem Vertragswerk die bsicht der Partner deut-

ıch erkennbar, belilde Konfessionen für absehbare eit friedlich 1ın
einem Sstaat nebeneinander leben lassen Die katholische eıte Vel-

iıchert, die Protestanten weder be1l der Lastenverteilung och 1n Perso-
naliragen benachteiligen Z U wollen Alle eriorderlich erscheinenden
Maßnahmen werden angekündigt, die Konfessionsgegensätze 1mMm
Offentlichen Leben entschärfen Auf wirtschafitlichem eblet wird die
Verflechtung miıt Braunschweig-Lüneburg durch den Verzicht aut eigene
Außenzölle beibehalten.

Nach Abschluß des Vertrages mıt Braunschweig-Lüneburg mußte das
Hochstift se1ine Beziehungen der 1n Norddeutschland operlerenden
Großmacht Schweden klären, die durch ihr TuUuhNeres Bündnis mit dem
Herzogtum och eiN1ige Punkte des Hıldesheimer Sstaates besetzt hielt.
Der Vertrag wurde 29., Dezember 1643 1n Liebenhall (= Salzgitter
Zwischen dem derzeitigen Oberkommandierenden der schwedischen
Streitkräfte 1n Mitteldeutschland, Generalmajor KÖN1gsmarck, und M/@T=-
retern der Hildesheimer Regierung geschlossen ®?, Sein Inhalt verrät,
welcC| schwacher Verhandlungspartner das Hochstift WAäTrL, das eigentlich
nıchts bieten egen die schwedische Zusage, keine ampf-
handlungen das Hochstift unternehmen Art O) und die ]1er
och stehenden Verbände binnen wenI1ger Tage abzuziehen ]
verpfilichtete sich Hildesheim regelmäßigen Geldzahlungen VO  D
natlıch 5000 Reichstalern ab pri 1644 SOWI1e einer einmaligen
Lieferung VO Reichstalern In drei Raten DIis diesem e1il-
pun Art 1) Darüber inaus sagte Hildesheim die Schleifung einN1ger
fester Plätze Art. 5 und und versprach, keine Schweden
gerichteten Aktionen dritter Maächte unterstützen Art 3)

Hild Br. 1| 1:2 bschn NT fol 139 S1351



Nachdem miıt den Vertragen OIn MAarTz un Dezember 1643 das och-
stift durch se1ine Teilnahme diplomatischen Verkehr als RechtssuDb-
jekt anerkannt worden Wal, begann sSe1INe Reglerung mi1t dem ufbau
1 Innern, da 1asl ol  es, SOWO IN Schatz- un Contributions-, als Justiz-
und Polizeı:-Wesen gleichsam VO angerustet und VABE Stande
wIieder gebracht werden müßte 40.

Den Ständen wurden 1mMm MAarTz 1645 die Propositionen der Regierung
vorgelegt, und sechs Wochen spater hatten sS1e ihre eigenen Entscheidun-
gel formuliert. | S zeigte SICH, daß diıe Stände 1n manchem andere Ziele

verfolgt sehen wünschten. Übereinstimmung zeigte sich aber VOI-

em 1n den Finanziragen: die bisher geübte Praxıs der monatlichen
rhebun der Kontribution abe sich bewährt un soll deshalb H@1-
behalten werden. Allerdings soll eın e1l der Steuern künftig auch ın
CGetreide einem iestgesetztien un für die Landwirtschalit sehr günsti-
Yen Umrechnungskurs geliefert werden dürfen AL diesem Zweck wird
diıe nlegu VO  5 Magazınen emp({iohlen.

Eın geradezu courtoises Verhältnis zwischen Obrigkeıit un Ständen
wird be1l der rage der ostenerstatiung für die Aufwendungen, die
der UuTIUTS VOT Köln für se1ıne Belehnung mit Hildesheim getätigt
hat, deutlich War verzichtet der Erzbischof auf Kostenersaftz, die
Stände sichern aber ıne finanzielle Entschadigung zu, sobald sıch die

Wirtschaftslage gebessert habe An den osten der Konfiferenzen
oslar und Braunschwelg wollen sıch die Stände mıit 25 0/9, den
laufenden usgaben füur die Delegationen 1n ıunster un Osnabrück
mi1t 0/9 beteiligen. Der est soll jeweils dus den Domäneneinkünifiten
ge werden. Ergänzend ZAUE Art des Haupt-Rezesses, 1n dem

festgestellt WITrd, daß zwischen Braunschweig-Lüneburg und Hildesheim
keine Zollgrenzen errichtet werden sollen, ordern die Stände VO der

Reglerung den Erlaß eıner Festpreis-Ordnung 1n Übereinstimmung mıi1ıt
dem Preisniveau des Nachbarstaates, eıne solche Ordnung be-
re1ıts gäabe

eiıne Übereinstimmung miıt den Zielen der hochstiftischen Politik

zeigen aber die eılile des Landtags-Abschiedes, die Militärfragen g -
w1ıdmet SiNnd. Die Stände ordern die Schaffung eigener stiftshildesheim1-
SCANher Truppeneinheiten, 1n denen ohne Zweiflel der protestantische del
das Übergewic| en würde S1ie ordern Defensiveinrichtungen, wıe
Landwehren un! Straßensperren, es soll e1n ständiger Wachtdienst

Organisiert werden, ja die Bevölkerung musse ZULE Selbstverteilidigung
angehalten werden: Zu dem nde dan auch die cker-Leute un
die Untertanen insgemeın, soweiılt SIEe das Vermögen aben, UrcCc| diıe
Beambte —  anzuweılsen, siıch muit düchtigem Gewehr VETSOTGEN.

aus dem Hildesheimer Landtags-Abschied VOIL 1645:; ebenda, folD



Zweck dieser ustungen So1l e1ın: die 1M Hochstift offensichtlich doch
immer och stehenden braunschwelig-lüneburgischen Iruppen muıt aht
un T at (ZU) Aassıstlıren un secundıiren
en der atsache, daß die katholische Obrigkeit aum genei1gt

YJeEWESECN sSeın dürfte, eE1INe Art allgemeiner Volksbewaffnung und die
Errichtung VO Befestigungswerken 1G ihre protestantischen
Untertanen illigen, ze1g wohl besonders die Forderung der Stände,
daß Landessteuern wenigstens Z e1l auch 1n Getreide gezahlt WeTl-

den Onnen, miı1ıt welch taktischen Wınkelzügen die Stände den Ausbau
des Hochstifts ZU modernen absolutistischen aa VO  . vornherein
erschweren wollten War wurden damit dem Steuerschuldner die Rı-
siken des Getreideverkaulis erspart, aber die StaatsIührung konnte bel
der Durchführung dieses ans nıcht Der elieb1ig einsetzbare ahlungs-
miıttel 1mM veranschlagten Umfang verIugen, zumal die Relation zwischen
dem Marktpreis TUr CGjetreide und dem VO  ; den Ständen vorgeschlagenen
Entsprechungskurs Iur den mpfänger der Kornlieferungen denkbar
günst1g WAäaTlT, Je wel Reichstaler Steuerschuld ollten mi1ıt eiıner Himte
Roggen oder (jerste abgegolten werden. Dıie Vorausverfügung der g' -
planten Festpreis-Urdnung VO erbst desselben Jahres sah als Preis
TUr eine ıme dieses (‚etreides aber 1UTr e1in echstel, namlich Ma-
rlengroschen vor 41 Die Staatsführung waäarTrTe also ın ihren finanziellen
Dispositionen außerordentlich beschränkt, e1n Ziel, das OIfIenDar den
Intentionen der Antragsteller entsprach.

Welche objektiven ScChwierigkeiten 1m Hochstift der Einführung einer
modernen Merkantilwirtschafit entgegenstanden einmal abgesehen VOIl

den politischen Einiilußnahmen der Stände Ze1g die ax-Ordnung,
die 1 auIie des Jahres 645 erarbeitet und 1646 ach ihrer Ratifikation
durch den Landesherrn endlich publiziert werden konnte 4 Dort werden
IUr alle gangıgen andelswaren un Dienstleistungen Festpreise g —-
seizt, we1ıl die Conservation des STAaius publicı höchst nötige har-
InNONIA un den Jedern des Staates hergeste werden mMu. und
willkürliche, dem Wirtschaitsleben abträgliche Preissteigerungen statt-
gefunden hätten

Diese Preisordnung und einzelne ın ihr enthaltene Hinweise zeichnen
e1InNn Bild VOILl den wirtschaitlichen Zuständen der KT1eOS- und Nachkriegs-
zeit, das Wäal der Wissenschaft se1it langem bekannt IsSt > das aber den

e1n Affiche-Druck mıt dem atum VO 1645 ieg als fol 220 dem ben
bezeichneten ONVOLIU bel
eın Druckexemplar ieg als fol. 229 1—-276 v dem ben bezelı  neien KONVO-
lut bel
vgl iwa die Hınweise un Literaturangaben bei 0OSe ulıscher, Allgemeine
Wirtschaftsgeschichte des Mittelalters un! der Neuzeit IL, 3 München-Wiıen
1965; e1te 161f Vgl uch die umfassende Behandlung dieser rage bei
Samuel Steinberg, Der Dreißigjährige TIeg un! der amp: die VorherrtT-



volkstümlichen Vorstellungen VO Dreißigjährigen Kriıeg sehr wider-
spricht. | E aIen beli den Einwohnern des Staates oifenbar ahlungs-
mittel, Edelmetalle, iın einem derartıiıgen Umfang vorhanden, daß
e1nNn nennenswerter Bevölkerungsanteıl sSe1ne X1StIeENZz ohne jede Not-
wendigkeit arbeıten gesichert csan In Art 31 der ax-Ordnung Wl -

den die Handwerker aufgefordert, nicht mUuß1g gehen un übernom-
1MEeNe TbDbeıten auch tatsächlich auszuführen. Detaillierter ordert och
ATt. 4, daß Bäcker esira werden, WE@1111 S1e sich überhaupt weigern

ar  ıten, Ge1 S  ] daß S1e ablehnen, TÜr den Verkauf oder aber
1mMm Lohnauftrag backen. Allgemeın wird beklagt, daß eS sSchwier1g
sel, Arbeitskräite bekommen, da der „Müßiggang” verbreiıtet sel.

Die Tax-Ordnung gibt ihrem spezifischen Zweck entsprechend eiıne
Grüunde TÜr die offensichtliche Zahlungsmittelflut . die diese Arbeits-
unlust ermöglicht hat. Das weitgehende Fehlen VO  D statistisch verwend-
arem Material AQaus dieser e1t 1äaßt iın der Yat 1Ur Spekulationen als
Erklärungsversuche | S duürifite jedoch einleuchten, daß etiwa UrCchn-
ziehende Iruppen die Wirtschaft eiınes Landstriches nicht 1U MTr
Plünderungen und durch Konfiszlerung VO  5 Edelmetall beeinträchtigten,
sondern daß eben dieses Edelmetall als Zahlungsmittel der Wirtschait
wieder zugeführt wurde, dAUS der vorher vielleicht SCANON seıt angerer
eıt ausgeschieden Wäal. 1ese relatıv plötzliche Einschleusung recht
erheblicher Zahlungsmittelmengen 1n einen flachenmäßi1ig begrenzten
Wirtschaftsbereich bewirkte einmal eine iniflatıonare Preissteigerung,
die jetz 1ler 1n Hildesheim durch eiıne obrigkeitliche Preisfixierung

werden sollte 7U andern aber WalLlr den Produzierenden
jetz möglich, ın größerem m{Iiang aren erkauifen als vorher,
da sS1e 1U HIT den begrenzten Markt ihrer Stadt und des Umlandes
tatıg Die erhohte Produktion und der erhöhte msatz edeutete
aber eiıne Steigerung ihres Einkommens und be1l den geringen nvesti-

tionsmöglichkeıiten jener eıt duriten die Produzenten ach eiIN1ger e1t
1n der Lage gewesell se1in, e1Nn arbeitsloses Leben führen, zumal die
Edelmetallwährung eın Ausufern der Inflatıon ın eute bekanntem
MaßDße unmöglich machte.

Die Unterlagen bDber die Verteilung der auf dem Land lastenden
chulden auf Braunschweig-Lüneburg und das Hochstift zeigen deut-
lich, daß das produzierende Burgertum cdie sich bietenden Verdienst-

möglichkeiten genutzt und daß ohnend erschien, das (Cjeld durch

schaft ın Europa S Göttingen 1967, eıte die nsicht
vertreten WiTd, daß das herkömmliche Bild Urci die vielseitige publizi-
tische Tätigkeıit der Apologeten bestimmter merkantilistischer taatswesen
zustande gekommen sel Es habe ın der Absıicht jener Pu  1zısten gelegen,
die Wirtschaftsverhältnisse VOL dem Regierungsantritt inres Herrn
schwarz wıe möglich malen.
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Kreditgewährung den Landesherrn sicher un! gewinnbringend 80 VA

egen4
Ausschließlich mıt Zwangsmaßnahmen wı1ıe der Verordnung VOIN eci-

preisen un! dem Wang roduzleren konnte aber das ökonomische
efüge des Staates nıcht reguliert werden; azu verfügte e1n
Staatswesen des Jahrhunderts auch ber geringe praktische MO dg-
liıchkeiten, SE1INEe Forderungen, die doch eiınen sehr prıvaten Bereich
etrafen, überall tatsachlich durchzusetzen. Der a& mMuUu. 1n dieser
S1ıtuation ach Mitteln suchen, die ihm eine Teilnahme Wirtschalts-
geschehen ermöglıchten, denn die sıch etablierende NEUE Obrigkeit Wäar

alls chuldner 1NTer Untertanen zunachst aum handlungsfähig. ES galt,
eiıne mödgliıchst umfassende Besteuerung durchzusetzen, die die Kaulf-
krafit der Bürger vermindert und die staatlichen assen gefühlt
Hier konnte allerdings 1ne ScChwierigkeit N1C| überwunden werden
der Besitz al Zahlungsmitteln eNtZOg sıch den Besteuerungsmöglich-
keiten der e1t ei1ıchALum 1n Geld oder Geldanlagen 1e pra  1S
steuerifrel.

Aun Ausführung der auf Steueriragen ezogenen Punkte des Landtags-
Abschieds VO 645 wurde ıne Kommı1ssıon gebildet, die Richtlinien
für die Besteuerung ausarbeitete *> Bel den Arbeitsanweisungen für
diese Kommission ı1st emerkenswert, daß die Kirchenländereien oh
commoditatem gleich anderen besteuert werden sollen, die traditionelle
Steuerfifreiheit des Kirchengutes soll also nicht beibehalten werden. arrT-
Jändereien, die direkt VO Pfarrhof Qus bewirtschafitet werden, sollen
auf Antrag VO  - der Steuer befreit werden, allerdings sollen dann die
Dorfgenossen dem Fiskus den Einnahmeaustitfall erseizen. ES handelt
sich 1ler die Kontribution, ursprünglich eine 5Sonderabgabe neben
der Grundsteuer, bDer deren rhebung bel den Akten eine Unterlagen
ermittelt wurden. Die rühere Sonderabgabe WäarT inzwı1ıschen 1ıne Dauer-
einrichtung geworden.

Es wird deutlich, daß T: allen praktikablen itteln versucht wurde,
dem Staat Einnahmequellen eTSCH  1eben Bel der weıleren Konsoli-
dierung der inneren Verhältnisse 1m Hochstifit wurden Urc T1la
bel dessen Zustandekommen eiıne Mitwirkung der Staände nicht erkenn-
bar 1st, Betriebsabgaben für verschiedene Industrien eingeführt *®. Damit
wurde eine Entwicklung eingeleitet, die IIN mit den offenen
(Cirenzen des Landes die Wirtschaft verkümmern ließ und den trostlosen
Zustand bewirkte, den die Beschreibungen dUus der eit 1800
schildern.

Hıld Br. 1| bschn. NrT. fol 294 1—324 V.

ebenda, folT
ebenda, fol DFt L—279
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Hs soll 1U.  - 1m Folgenden untersucht werden, wWwI1e sich der Vorgang
der Wiederherstellung des Hochstifits auf das eiüge einer dQu$Ss-

wirkte, die unmittelbar V OIl der Restitution betroiffen Waäal, Dazu bot
sıch das eısplie des eckens Lamspringe d. weıl dort UIrC| die VeI-

mutlich gegensätzlichen Interessen des OS{iers un! der Bürger die
Schwierigkeiten des neuerrichteten Staates besonders augenfällig WeI-

den müßten, denn die Moönche d1iell Landesfremde, und esS dürite
erwarten se1n, daß S1Ee keine den Staatsinteressen zuwiderlaufenden
Bestrebungen den Tag egen würden, daß ihre Politik also 1ın eson-
derem Maße den Intentionen des Landesherrn bzw. des apıte ent-

sprechen wuürde.
Iie katholischen Kongregationen ın England d1i®e se1it Begınn des
Jahrhunderts 1n ihren Betätigungsmöglichkeiten derart eingeschränkt

worden, daß ihre X1SIEeNZ 1n rage gestellt Wal. Daher wandte sich
die Leitung der englischen Benediktiner mıit der Bitte Hılfe die
Bursifelder Kongregation: Dem Generalkapitel, das 1m Maı 1628 1n aınz

zusammengetreien Wal, wurde 1n Schreiben der englischen chwester-
Oorganisation vorgelegt, ın dem diese bat, INa  ; mOÖge ihr doch uUuNumn aut
alterum monastierıum acienus ab haereticıs occupalilum überlassen““.
Die politische Lage in Deutschland Wäal der Supplik der Engländer denk-
bar guüunstig. Anderthalb Te WäarTr bel Lutter Barenberge
der ni]iedersächsische ReichskreIlis VO  - ligistischen Iruppen vernichtend
geschlagen worden, zwischen eser und Ibe und biıs ZUT stsee
operlerten kaiserliche Verbände Um den militärischen Sieg sichern,
wurde 1n Wiıen das Restitutionsedikt vorbereitet, das ein knappes Jahr
ach der Tagung der Bursfelder Kongregation Gesetzeskraft erhielt.
Aber auch optimistischen eobachtern Mag zweifelhait erschlienen
se1in, ob die och intakten katholischen Ordensgemeinschaften 1mM Reich
ber genügen: Personal verfügten, die durch einen erfolgreichen
SCH der geplanten Restitution auf sS1e zukommenden uIigabe
aQus eigener Krafit OSen. Um willkommener mußte 1n dieser 1LUa-
tıon eın ntrag Qus dem Ausland se1Nn, die Wiederbesiedlung entirem-
eier Klöster unterstutzen

Das Generalkapitel kam er bıtte der ngländer auch bereitwaillıg nach,
WaäaTl jedoch vorsichtig, sıch zunaäachst bestätigen lassen, daß die

ewohner der restitui:ierten Kloöster eın Ordenseigentum ent-
remden un! be1i einem eventuellen Heimzug ach England auf alle
weıleren Einkünite aQus den Klosterbesitzungen verzichten wuürden. Fer-
191538 sollten die Engländer nicht der Bursfelder Kongregation beitreten,

Paulus Volk, Die Generalkapitels-Rezesse der Bursifelder Kongregatiıon 11,
1egburg 1957; elite 478
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inr jedoch 1n iuramentum Hdelıtatıs el dependentiae leisten *. Dafür
erhielten sS1e das 1n der UuDeCcCkerTr Diözese, also 1ın eiNer sehr exponlerten
Gegend gelegene Kloster ('1smar zugewl1esen.

Die Engländer scheinen sehr bald tTestgestellt aDbDen, daß in der
Tat UTr geringe offnung bestand, (ismar mi1ıt seinem ZubehöOr, das
gegenwärtig immer och ab haereticis OoCcupalilum sel, tatsächlich 1n Be-
sıtz nehmen %8 Deshalb tirat Pater Clemens, der Leiter der englischen
Benediktiner-Kongregation, bereits anlaßlıch der nNnachsien Tagung des
Generalkapitels der Bursfelder Kongregation nde August 1629 1ın Irier
mıiıt der Bitte auf, ınm un seınen Ordensbrüdern e1n anderes Kloster,
und ZWäarTr das Rinteln, uzuwelsen, da sıch dieser ®8r fÜr die beab-
sichtigten wissenschaitlıchen Studien der Brüder besser eıgne. In Rın-
teln WaäaT 1621 eine Universität eTOIinet worden, die aber SCAON ZzZwel
Jahre später dQus kriegsbedingten Giründen ihren Betrieb wieder e1N-
stellen mu Die leerstehenden Räume der Universıtat 1M ehemaligen
Jakobskloster düriten die Ortswahl entscheidend beeinfilußt en Das
Generalkapitel stimmte vorbehaltlıch des Einverstäaändnisses der west-
Talıschen Ordenbrüder dem Antrag Zzu, bestätigte darüber hinaus auch die
Übertragung VO  5 ( ismar für den Fall, daß eine tatsächliche Inbesitz-
nahme möglich würde 48 D)as nachste Generalkapitel der Bursfelder
Kongregation 1630 tellte ausdrücklich die ergabe des Rıntelner
Klosters die Engländer iest, die ort neben einer Anstalt Z Nnier-
richt der Jugend allent enım quidam Germanıcum 1idioma!
1n Art Ordensschule einrichten sollen. Ihnen wIird aufgetragen, sulffi-
c]ıentes Drolessores unterhalten, damit dort NnNOosirae UN1IONIS religl1osi

destinandı In monaslıca disciplina, pDhilosophiae e|1 theologiae sStudiis
informentur4

Wie sich Ir den LOlgenden Jahren angesichts der wechselhaften politi-
schen Ereignisse die Tätigkeit derTr Engländer 1mMm südniedersächsischen
aum vollzogen hat, ist aQus den lückenhaifiten Unterlagen nıcht ersicht-
iıch Insbesondere annn Qus den eingesehenen Quellen die OTge-
schichte der Übertragung des OSIierTrSs Lamspringe 1. 4. 1644 %
nicht rekonstruljert werden JedenztTalls diente auch dies Kloster nier-
richtszwecken und erhielt 1n den folgenden Jahren Geldspenden QuUus

England, die ZU Lebensunterhalt der 1n Lamspringe Studierenden VOeI -

wandt werden sollten ©L.
Fuür die Bewohner des Fleckens Lamspringe aber bedeutete die Neu-

besiedlung des Klosters eiıne Jalız erhebliche Beeinträchtigung iNrer
wirtschaftlichen und politischen BewegungsSsfTreiheit. Nachträglich eIi-

ebenda, eıte 496
ebenda, e1ite B1
Hild (T (Lamspringe) NT. 297
Hıld (IT (Lamspringe) Nr. 280251
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schien die eit der braunschweig-lüneburgischen Herrschaft ın eınem
angenehmen Licht, obwohl Differenzen mi1t der herzogli  eH
Verwaltung keineswegs efehlt Der Rat des eckens wandte
sich mit zahlreichen Tavamına nıcht die 11LUINl füur ihn zuständigen
hochstiftischen ehörden, sondern ach WI1e VOLILI die herzogliche
Admıinıiıstratlion, die obwohl Jar nıcht zuständig den Klagen gründ-
ıch nachging.

Die Hauptursache für die Klagen des eckens are die für seiıine
Bürger höchst ungünstigen Besitzverhältnisse des Ackerlandes. Das
Kloster esa se1ıt jeher als rundherr das Obereigentum ber die
cker, bewirtschafitete einen eil auch ın eigener egıe un:! verpachtete
den est Lamspringer Bürger 1eSse auft die Pachtungen daNYS-
wlesen, da sS1e augenscheinlich eın and ireiem Eigentum besaßen
un! der gepachtete Tun und Boden ihre wichtigste WEl nıcht die
eiNzZ1Ige Erwerbsquelle darstellte ESs laßt sich leicht denken, daß diese
einseltige Abhängigkeit der Bürger VO Klosterbetrieb die Ursache
aufger Reibereien sSeın mMu.

Die altesten erhaltenen Beschwerden stammen och Qaus braunschwelg-
lüneburgischer e1ıt Im Jahr 15706 klagte der Rat dem eTrZOGg, daß der
derzeitige Propst des OS{iIers dıie Eigenwirtschaft verstärken WwWOo un
ın Zw el Fällen beım Ableben der Pachter nıcht w1e bisher miıt den
Wiıtwen EU«eC Pachtverträge geschlossen habe, sondern obwohl das
Land bereits ZU.  r Aussaat vorbereıtet War die Acker eingezogen abe
Das Personal des Klosterhofes habe dann die Acker esa un sS1e

Jetz TOTLZ des Einspruchs des Amtsmannes Winzenburg auch ab-
geerntet 9i

Nur wel Tage später der Propst seıne Stellungnahme TOTMU-
hert Danach sah die Angelegenheıit eın wen1g anders aus. Der Propst
w1es darauf hin, daß seıt jeher das Land, das das Kloster nicht selbst
bewirtschafte, umb einen sichern, gebürliche. ZINS die Flecken-
bürger verpachtet werde und daß das Kloster sich ın den Pachtvertragen
jeweils vorbehalte, beim Tod eines Pächters ein1ge Morgen einzuziehen,
ehe der est wieder die ıLwe verpachtet wIrd. In den VO Flecken

angesprochenen beiden Fällen habe der Propst je einen orgen einbe-
halten. Eigentlicher Girund IUr den Unirieden zwischen Flecken und
Kloster el aber ıne allgemeıne Opposition das Kloster, VOT

em selen ZzweIl VO  > den Jungsten, Hans Nothao{ift un Hans Froböse,
die sich muıiıt un mutwillen wıder fürstlıcher gnaden closter
auilehnen S51e meiliden bel ihren Beschwerden den geraden Weg, A
S1e wenden sich icht direkt den Propst, sondern lauien stracks

fürstlicher gnaden ambtman ZULTI Wintzenburg un erl  en

1 3g NT 7| die folgenden Zitate stammen aQaus der gleichen Akte
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(dort) mıit unwarheıt un Iuegen Auf TUn derartiger ugen sSe1 der
Amtmann schier iurm Jahr miıt einem hauten ern 1n des OSTIEeTrSs
Weideland eingefallen un! habe alle Milchkühe, angeblich als Pfand,
gewaltsam fortgetrieben und S1e dem Kloster etlıche [age NIC| oh
geringen schaden vorenthalten In der rage des angebliıch widerrecht-
lıch abgeernteten OTNS abe sıch der Propst bereıts miıt dem einen der
beiden Betroffenen vorher guütlich geein1gt gehabt Das andere eld aber
habe tatsächlich mıiıt eillichen haikenschutzen un pierden gleich obs
iurm iyand gEeEWESECN, gewaltsam aberntien lassen.

Nur wenige Tage spater der Propst die Lamspringer lagen 1
OTrtLlau ZU Kenntnisqun egte ugust 576 och
einmal seinen Standpunkt dar UunaCchıs weiıst verbittert auf das
schlechte Verhältnis zwischen Flecken und Kloster hın Mich verwundert
aber nıchts mehr, dan das SsIe, die Lambspringschen, muıt ]1ren raitsgebern
soliche unbefugte, ertichtete age uber mıch fürstliche gnaden
mıt unwarheiıt AuUSSCHUTLIeEN dürifen WOoraus ich NIC| anders vermerken
kan, we1ıl ihnen jetzo mehr dan In dıe charten gesehen
wırdel und S1e des Osiers gquUETET NIC| dermaßen verbrauchen kunnen,
dan das SIEe Hhel ew. TIurstHiıichen gnaden miıch gern verunglimpien und
1e] liehber einem andern Oort dan alhıer sehen wolten, amı SIEe
diıe en eingerissene mischbreuch hinturter 1res gefallens In ZWAaANGE
enalien mechten Es se1l auch keineswegs > daß die Bürger eıne
geschlossene Front das Kloster bildeten Einige Fleckenbürger
hätten NUrTr Wen1g Land gepachtet, weıil die Menge des vorhandenen
Pachtlandes 1U  n einmal egrenz se1l un: andere Lamspringer VOLIL Jahren
jel Acker- und Weideland pachtweise sich gebrac hatten und esS

Jetzo GEIN ehalitien wollen, amıl 1t1em en nachbuhrn hinfürter,
(e50Pg% der tall me, NIC| pedirt oder aufgehulfen werden mechte,
WIEe dan hıs anhero, ohn rohm, aUuUsSs christlichem mitleiden geschehen ist
ESs besteht überhaup diıe Gefahr, der Propst weiıter dQUS, daß das
erlan!' des Klosters ALC) den Lamspringer Büurgern eigenmächtig 1n
andere Hände gegeben wIird un daß dadurch die ursprünglichen Besiıtz-
verhältnisse verdunkelt werden könnten Dieser Irick sel auch 1n den
beiden Fällen angewandt worden, d1ie den vorliegenden Beschwerden
geführt haben er alle hıllıcheit abe sunderlıch dıe Bruniesche
ohne WISSen un consent! des Osiers un hinder demselben her mıiıt
ecen andern Jungen erln, dies spiel uehren, (Sich) eingelassen
und InNnen Ire enderel un anders, WaSsS S]e VO kloster gehabt, auige-
dragen, Ja ZU. eursien aufigedrungen und verkautlft, also dem kloster
Seirn Jus abschneiden wollen Der widerrechtlich verkauite Iun sSel
{rotzıgerwels gepilueget worden, die en Besitzverhältnisse MOGg-
lıchst stabilisieren Um aber das Recht des Klosters diesem Land
nicht 1n Vergessenheit geraten lassen, abe der Propst jedem kerl]
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eiıinen INOTgEN besehen Jassen, welchen SI mıt ıunrecht und TOLZ g -
pflüget hatten und sıch muıit dem kloster der gebuer melern aller-

inge geweilgert. Daß indessen die Lamspringer den Vorgang 1U.  m

darstellten, als habe der Propst den Wiıtwen Unrecht zugefügt, ze1ge,
das sıch gedacıi Lambspringschen keiner fiener Iuegen mehr

schambten
Dıies frühe Beispiel ze1igt neben der naheliegenden Ursache des Streits

deutlich die Unvereinbarkeıit der beidseitigen Standpunkte. Der Propst
mußte auf die Rentabilität des VO ihm geleitetien Betriebes bedacht se1n,
der ach elıner ]1er TEe erfolgten Erhebung übr1ıgens Per-

Tbeıt und darüber hinaus fün{f Konventualinnen Unterhalt bo53
Wenn allerdings die Rentabilitätsgrundlage durch Verminderung
des verpachteten Grundes steligern wollte, verringerte gleichzeltig
die Lebensgrundlage der Fleckenbuürger.

ınen Ausweg QUus diesen Schwierigkeiten sich 1UI ergeben
können, wWwenNn die Lamspringer eine andere Produktionsgrundlage als

die Landwirtschafift gefunden hätten, bzw. wWe1Nll sich neben der Land-

wirtschait andere gewinnträchtige Erwerbsquellen aufgetan hatten Als

1 Laufe des Krleges der Landesherr Ssich aum och die nneren

Angelegenheiten se1nes Landes kümmern konnte und die Verwaltung
bereıt Waäal, die Aussicht regelmäßiger Bareinnahmen grun!  e
1C| Rechte, die dem Landesherrn zustanden, vergeben, scheint der

Lamsprı  eI Rat die Möglichkeiten lar erkannt haben

Im Jahr 1629 oder UrTZ sich miıt den ZUI Kriegszeit
üblichen lagen erZz0og Friedrich Ulrich gewandt: Bel ]JUungst
folgter Einquartierung sel der Flecken ganz auf den Grund abgebrant
und In die asche gelegetT, außerdem sSe1 INnd.  g durch marchen, inquartie-
TuUuNngel und schwere contributiones ausgemergelt und besitze tast nichts

mehr als das en Weilg der Kriegsläufte die AÄAcker ange
nicht bestellt worden Sind, selen S1e angeblich ganz zugewachsen. Die

Bürger erreichten, daß ihnen für ıne Reihe VOILl Jahren en e1l der

Steuern korn-, hopifen-, garten- un wIiesen-zınse erlassen DZW. -

maßıgt wurden. Um aber 1U  D den verödeten ag destobaß edun-

gel und In gei1l un gahr bringen köonnen, hatten sS1e gebeten, Schaf-

zucht reiben dürfen. Der Herzog ist grundsätzlich bereıt, den Lam-

springern abstattung jharlichs eıilt Mariengülden cammerzins
die Genehmi1igung inhrem Vorhaben geben, solle die Amts-

verwaltung 1n Winzenburg jedoch e1in Gutachten ber mögliche ach-

teilıge Folgen dieser Schafzucht erstellend

Hild. BT. SY F1 NrT. 1a
Cal BT 1 29 NT.

105



Uunachs verwundert das Verfahren des Lamspringer Rates, dessen
Supplik übrigens olilenDbDbar nicht erhalten 1St, ondern NUTr dus einem
Schreiben des Herzogs VO März 1629 den Winzenburger Amt-
INann erschlossen werden annn Daß Lamspringer Bürger Schafe halten,
ist keineswegs 1Neu In einem Inventarverzeichnis des Klosters VOIN

1575° das nla einer Beschlagnahme-Aktion eNtIStaANd, WI1Td eiıne
Schafherde VOILl 1585 Haäauptern verzeichnet, die sıich auf dem Klosterhof
eiiınde avon gehören 264 Schafe Lamspringer Bürgern Dem Kloster
selbst gehören übrigens ANUur 611 (von denen eın Viıiertel beschlagnahmt
WIT' 710 dagegen den Jer knechten un dem schafimeister, die
als Angestellte des Klosterbetriebes also e1in sehr gutes escha mach-
ten, indem S1e den Unterhalt des Klosters OSSECN, el aber etiwa
ZUT Hälfte auf eigene Rechnung arbeiteten

Man ffagt SiCh, der Landesherr jetz eıne ormlı Genehmi-
GUNg ZUT Schafhaltung geben soll Es ist beachten, daß die chafhal-
LUNG dieser eıt eın r1vileg des rundherrn Wal; der Grundherr
durifte bestimmten Zeiten Se1INe Herde ber die Feldflur treiben Uun!
AA auch die Allmende benutzen, daß das Nutzungsrecht den
Pachtungen eingeengt war » Gerade 1n eiıner eit der Unsicherheit
staatliıcher Institutionen, als zudem die Wirtschaft des Klosters Ollen-
sıchtlich darniederlag! wollte der Flecken sıch 1n den Besitz VON grund-
herrlichen Rechten ber die VON seinen Bürgern gepachteten cker
bringen. Möglicherweise andeltie der Rat 1n der Voraussicht, daß sich
das auch einmal wenden un  . 1n künftigen Iriedlichen Zeiten das
Kloster wleder eiıne energische Verwaltung erhalten konnte

Überhaupt ıst der Flecken bestrebt, seınen harakter als selbständige
Verwaltungseinheit betonen un! auftf diese Weise Qus dem merk-
WUrdig Zwitterhaften Verhaältnis sSe1Ner derzeitigen X1STeNZz heraus-
zuwachsen. Der Flecken geno ormell die Rechte der Selbstverwaltung,
kam ın dieser Hinsicht also einer gleich, esa aber nicht die
wirtschaftlichen Uun:! wirtschaftsrechtlichen Grundlagen einer al da
seıine Bürger auft gepachteten Ackern Landwirtschaft betrieben und eın
produzierendes Handwerk, SONS das Kennzeichen eiınNner stadtischen
Wirtschaft, nıcht oder doch nicht 1ın ennenswertem Umfang vorhanden
YyewWweSsSen eın cheint

In einem Schreiben VO 27. Juni 639 Herzog eOIg zahlt der
Rat seıne bisherigen Errungenschaften auf Zu einem nıcı genannten
Zeitpunkt hatte die Niedergerichtsbarkeit ber die Fleckenbürger
innerhalb des Ortes erworben botmeßigkeit un W: ber uUNnseTre

vgl dieser Trage Heinz Heitzer, Insurrectionen Zwılıschen Weser un Elbe,
Berlin 1959; elte
W1Ie d us Hinweisen 1n einem reiıben des Topstes VO 31. Julı 1631
schließen; Hild Br. 3| 11 Nr.
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bürger SOW1Ee das Recht, Alkohol auszuschenken bier-, we1Iıin- und
breihanensellung Die offensichtlich ersie genehmigte Produktion Wäal

das Brauen, das 614 und 1616 gestattiet worden WAäl. Diesmal NUL, 10639,
Wäal e1n weılılerer Schritt geplant worden, der ZULI Erlangung der vollen
Souveränitat als beitragen sollte Der Kat beantragt das arkt-
recht Der Antrag wIird mıiıt den stereotypen lagen begründet: der
Flecken sel VOÖllLg abgebrannt und auberdem UrcCi die krigslast und
continuirliche contribution derart erschöpit, daß die armsehlige burger-
schatit hoc SIALU nıcht emergiren onne, gleichwohl aber and
und füeße NIC! sinken lassen wolle Man plane aner, jhärlich ZzwWwel-
malbürger — sowie das Recht, Alkohol auszuschenken — bier-, wein- und  breihanensellung. Die offensichtlich erste genehmigte Produktion war  das Brauen, das 1614 und 1616 gestattet worden war. Diesmal nun, 1639,  war ein weiterer Schritt geplant worden, der zur Erlangung der vollen  Souveränität als Stadt beitragen sollte: Der Rat beantragt das Markt-  recht. Der Antrag wird mit den stereotypen Klagen begründet: der  Flecken sei völlig abgebrannt und außerdem durch die krigslast und  continuirliche contribution derart erschöpft, daß die armsehlige bürger-  schaft hoc rerum statu nicht emergiren könne, gleichwohl aber händ  und füeße nicht sinken lassen wolle. Man plane daher, jhärlich zwei-  mal ... freie, öffentliche jharmärgte zu veranstalten, damit irgend dem  rate und der armen gemeine einige nahrung dadurch zuwachsen  möchte 54,  In einer zweiten Supplik vom 24. Juli, die übrigens auf die erste, vor  knapp vier Wochen abgesandte, mit keinem Wort eingeht, wird dem  Herzog die Sache mit handfesten Hinweisen auf seine finanziellen Vor-  teile noch einmal schmackhaft gemacht. Schon die vor zehn Jahren  genehmigte Schafhaltung bringe doch dem Amt Winzenburg jährlich  eine Einnahme von elf Gulden, außerdem würde der loblichen Jandschatit,  wie gebreuchlich,  .. (der) schaafsschatz entrichtet. Über diese der  herzoglichen und der landständischen Kasse zukommenden Gelder seien  entsprechende originalia und auscultirte copeien beigefügt. Durch das  beantragte Marktrecht könnten nun ew. fürstlichen gnaden ampts Wint-  zenburg intraden an zollen, licenten, brüchen und andern gefällen zimb-  lich verbessert werden.  Nach diesem Hinweis griff die herzogliche Kanzlei die Angelegenheit  auf, wandte sich mit Ersuchen um Stellungnahmen zu diesem Plan an  die benachbarten Amtleute zu Wohldenberg und Winzenburg, an die  Räte der Städte Bockenem und Alfeld, an den Propst des Klosters Lam-  springe und die benachbarten Großgrundbesitzer, die Herrn von Stein-  berg zu Bodenburg. Letztere antworteten nicht, bei den Akten befindet  sich lediglich eine Quittung über den Erhalt der Bitte um Stellungnahme.  Die übrigen Angeschriebenen stimmten dem Plan vorbehaltslos zu. Erst  später, nachdem die herzogliche Genehmigung bereits erteilt worden  war, beschwert sich die Stadt Hannover, die eine Beeinträchtigung ihrer  eigenen Märkte fürchtete. Sie bittet — vergebens — um eine Verschie-  bung der Markttermine *,  Dies ist der letzte Niederschlag, den das Streben nach dem Erwerb der  Stadtsouveränität in den vorliegenden Akten fand. Nach dem Einzug  der englischen Benediktiner sah sich der Flecken in die Verteidigungs-  position gedrängt, da das Kloster versuchte, alte tatsächliche oder an-  gebliche Rechte über die Bürger und deren Besitz neu zu erwerben.  107rele, öffentliche jharmaärgte veranstalten, amı irgend dem
rale un der gemeılne einige nahrung dadurch zuwachsen
moöchte D

In eiıner zweıten Supplik VO 24 Juli, die übrıgens auf die erste, VOI

nap 1er Wochen abgesandte, miıt keinem Wort eingeht, wIird dem

erzog die aC| mıit hand{iesten Hinweililsen auf se1ıne finanziellen VOT-
teile och einmal schmackhaft gemacht. on die VOI zehn Jahren

genehmigte Schafhaltun brıinge doch dem Amt Winzenburg jährlich
eine Einnahme VOILl elf Gulden, außerdem würde der loblichen lJandschatit,
WIE gebreuchlich, schaaitsschatz entrichtet. ber diese der

herzoglichen un der landständischen asse zukommenden elder seıen

entsprechende originalia un auscultirte copelen beigefügt Durch das

beantragte Marktrecht koöonnten 190808  (} fürstlichen gnaden am W ınt-

enburg intraden zollen, ]Jcenien, brüchen un andern geiallen 71mD-
ich verbessert werden.

Nach diesem Hinwels gri1ff die herzogliche Kanzleı die Angelegenheit
auf, wandte sich mi1t Ersuchen Stellungnahmen diesem Plan
die benachbarten Amtleute Wo  enberg un! Winzenburg, die
ate der Städte Bockenem un! Alfeld, den Propst des OStiers Lam-

Springe und die benachbarten Großgrundbesitzer, die Herrn VO e1ln-

berg Bodenburg eiztere antworteten nicht, bei den en eiinde
sıch lediglich iıne ulttung KEt den Erhalt der Stellungnahme.
Die übrigen Angeschriebenen sSiimmien dem lan vorbehaltslos TST

spater, nachdem die herzogliche Genehm1gung bereıts erteilt worden

Wal, beschwert sich die Stadt annOV' die eıne Beeinträchtigung ihrer

eigenen Maärkte fürchtete. S1e bittet vergebens eıne Verschie-

bung der Markttermine d

1es S der letzte Niederschlag, den das Streben ach dem Erwerb der

Stadtsouveränitat 1n den vorliegenden en fand ach dem INZUGg
der englischen Benediktiner sah sich der Flecken 1n die Verteidigungs-
position gedrängt, da das Kloster versuchte, alte tatsächliche oder

gebliche echte ber die Büurger und eren Besitz nNneu erwerben.
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Zunächst jedoch scheint der Ausbau der Wohn- und Arbeitsstätten
die Ta der Neuankömmlinge beansprucht en Am pri 1645
wWwWUurde das Kloster VO den en Johannes VOINl St. ichael und Her-
INa VO t. Godehard dQUusSs Hildesheim visiıtiert, die ieststellten, daß
nıcht LLUT die Gebäude schwer beschädigt, sondern auch die wichtigsten
Klostergüter entiremdet, die Zehnten und andere Eınküunite Tüur ungefähr

Reichstaler erpfände selen. Kriegssteuern und andere Abgaben
hätten das Kloster VOllig ausgesogen *‘.

Noch ler Te spater heißt 1n einem Berıcht des es Clemens
Reyner: Das Kloster verfüge ‚Wäal ber zZahlreiche Gebäude, die se]len
Jedoch schadhaft, daß eEsS Desser ware, S1e unverzüglich abzureißen,
eh: S1e VO  } selbst zusammenfallen $ Der Abt g1bt dann eine 1Stie
des Viehbestandes un:! der uter und Einkuünfite, ber die das Kloster
gegenwäartig veriügen ann. Der Viehbestand annn mıiıt dem des Jahres
1572 verglichen werden, da dank der damaligen Beschlagnahme-Aktion
entsprechende Zahlen vorlıegen.

1572 1649

Piferde und Fohlen 14

Kühe Zugrinder
Schafe 611 200

Schweine 144 150

Die egenüberstellung ze1g ZWaT einen deutlichen Rückgang des
Viehbestandes gegenüber dem 80 Jahre ruüheren Zustand Gleichzeitig
wird aber deutlich, daß 11U1I1 funtf Jahre ach der Neubesiedlung die
wıirtschalitliche Lage des Klosterbetriebes keineswegs schlecht JeweSsen
sSeın dürtfte. Der Schweinebestand, dessen Futtergrundlage 1ın Wald-
hutungen bestand, ist oa gleichgeblieben Daß die Anzahl der Schafe
1Ur ger1ing 1st, wundert nicht, da doch seıit Jahren die Lamspringer
Bürger 1m Besitz des Hutungsrechts dIienNn Deutlich zurückgegangen ist
diıe nzahl der Zugtiere, wohl 1ne olge der geringer gewordenen
Eigenwirtschaf des osters, die erst 1n den Iolgenden Jahren
den erheblichen Widerstand des Fleckens erwelıtert wurde

Es ist nıicht bekannt, wWwW1e groß dieser eit der Konvent WaT und
wıeviıiel Arbeiter der Landwirtschaftsbetrieb des Klosters beschäftigte,
daher können anhand der Angaben Der den Viehbestand keine egrün-
deten Vermutungen ber den Lebensstandard 1MmM Kloster angestellt
werden. Als A  altspunkt sSe1 aber erwähnt, daß 1mM Jahr 1690, als der

Hild Br. S 1:3 Nr. 1'g
Hild Br 3l E NrT. 11
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derzeıtige Abt Maurus Corker eıne elıse ach England unternahm, der
Konvent aQaus sieben Mitgliedern bestand9

uch Einkünite lossen dem Kloster bereıits wieder ESs erhielt
den Zehnten Aaus elf Kirchspielen, un! WalLl wird diese Abgabe aus Zzw eı
Pfarrbezirken direkt bezogen, während sS1e ın den übriıgen verpachtet
1st. Das Kloster ist 1n diesen Fäallen also das Risiko schwankender
Einkünite gesichert un erhielt 1xlerie Pachtsummen, eren Hoöhe jedoch
nicht genannt wird. Die sonstigen Geldeinkünite adIic ger1ıng. Das
Kloster verfügte b1is auf ıne Mühle, die TUr den Eigenbedarti atıg WAäl,

Der keine Produktionsstaätten. ESs liebßen aQus genanntien Quellen och
einmal 45 Reichstaler jährlich dem Kloster dem steht aber eıne

Zinsverpflichtung VO. jährlic| annähernd 500 Reichstalern für eine
Schuldsumme VOILl 000 Reichstalern gegenüber.

Zusammenfassend annn gesagt werden, daß die Schwierigkeiten, VOTLI

denen das Kloster stand, weniliger 1ın der Tatsache egründe liegen,
daß die landwirtschaftliche Produktion zurückgegangen WarT oder daß

die Wirtschaftsgebäude sich 1n schlechtem Zustand befanden als 1el-

mehr 1n der drückenden hypothekarischen Belastung, die dıe Aufbrin-

GQUI1LG erheblicher Summen fur den jährlichen Schuldendienst erforderte.
Andererseıits aber aIie 1m Lande, wie hbereıts angedeutet, größere
Geldmengen vorhanden, die sıch iın den städtischen Gewerbe- un! Han-

delszentren konzentrierten. Hiıier ze1gt sich deutlich die strukturbedingte
Benachteiligung der Landwirtschaftsbetriebe 1mM ökonomischen System
der eıt Mit ihrem Grund un! en verfügten sS1e Der eın Z Be-

steuerun hervorragend geeignetes Objekt VO  - er Wertbeständig-
eıit Um aber die immer kriegsbedingten Abgaben zahlen

können, mußten Kredite hypothekarische Sicherheit auigenommen
werden. Kreditgeber aIie Sta:  ÜUÜrger, deren Erwerbsgrundlage sich
den damalıgen Besteuerungsmöglichkeiten weitgehend eNntzZOg.

Nachdem das Kriegsende 1m hildesheimischen aa die ausdrückliche
Anerkennung der wesentlichen Kriegsschulden gebracht e, unter-

ahm der aa w1e bereıts erwaäahnt durch die Tax-Ordnung den

Versuch, die ungleiche Verteilung der Zahlungsmittel nicht och größer
werden lassen. Bereıts 1mMm vorveröffentlichten USZUg VO erbst

1645 wurde estiimm(, daß eın Gläubiger VO  w einem ihm schuldenden
Landwirtschaftsbetrieb die Zinsen Je YABaR alfte 1n Korn und 1n Geld

ordern abe un! 1UI ann auf ausschließlicher Geldzahlung Dbe-

stehen dürfe, wWwWwenNll der ne dazu 1n der Lage sSel. 1ese Vorschriit
sollte bewirken, daß das Geldkapita sich nicht weiterhin ın demselben
hohen Maße w1e bisher ohne Arbeitsleistung des Inhabers VO  b Schuld-

titeln vermehrt. Es WarT für den Gläubiger zweiftfellos wen1ıger inter-

Hild Br F 11 NT 1 ee
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essani(, (Cjetreide mıiıt seinen gegenüber den Barmitteln geringeren Ver-
wendungsmöglichkeiten erhalten, als wiederum Geld, das ach
Anlagemöglichkeiten gesucht un S1e ohne weılıleres In der Verschul-
deten Landwirtschaft auch wlıeder gefunden

urcl das Ende der Kampfhandlungen WäaTr sichergestellt, daß keine
S  CH; bisher verborgenen Edelmetallmengen iın orm VO  _ ahlungs-
mitteln plötzlic| einen begrenzten Markt überschwemmten, 5 Wäal daher
möÖöglich geworden, das Preisgefüge Urc eiıne vermehrte arenpro-
duktion der die Taxordnung ja anhielt beruhigen ®. Fuür eınen
verschuldeten landwirtschaftlichen Großbetrieb WI1IEe ihn das Kloster
besaß, e1INe projektierte rhöhung der Produktion die Erwelterung
des Eigenbetriebs ZAUE Voraussetzung. In der Jaft versuchte das Kloster
ıIn den Tolgenden Jahren den Umfang der Eigenwirtschaft erhöhen
und die vormaligen grundherrlichen Rechte den Fleckenbürgern I1-
ber 1n vollem Umfang durchzusetzen.

Wir hören VOILl diesen Versuchen wieder 1m Jahr 1659, als sıch der
Lamspringer Rat bei Herzog (Aristian LUudW1g VON Braunschweig-Lüne-
burg bitter ber das Verhalten des Konvents eklagt®*, Hs ist auffällig,

diese Supplik icht die orm einer jJuristischen Klageschrift Aalıi-
weist, sondern OZUSagEN e1In formfreier Privatbrief den erZog 1st,
der natürlich Iur die vorgetiragenen (Giravamiına rechtlıch auch keines-
WCUS zuständig IS

Der Rat olt weıt Q us und agtT, daß diıe ohnbeschreibhliche hohe no(T,
welche eın gesetz och zıiel nhat, iıhn ZW1Nge, sıch nunmehr den
Herzog wenden. Dan als 1r ZU. Lambspring die sonderbahre
verenderung Iürgegangen, daß ern catholischer praelat und InAanNnlıchs
ordensleute das closter a.  I welches ein Jungireulich closter
geWESEN, einbekommen, sein WIT Urnnn vertrostet worden, daß
solche vorenderung dem lecken 1Tr seiner en Irei- und
gerechtigkei NC chaden och hindern SOo.  el daß eilner den andern
und insgesambt das closter den Jlecken INn dem stande lassen solten,
WIE SIE einander gefunden en Leidige erfiahrung und blutweinen-

Der hier angedeutete Automatismus wird dadurch ermöglicht, daß die enge
der auf dem ar. einsetzbaren Zahlungsmitte als onstitan aNngeNOMM
werden kann und ine absolute Vergrößerung der Warenmenge 1ine relative
Verminderung der eldmenge bewirken MUu. UrCH die Verknappung
VO  b Zahlungsmitteln Der konnte Inflationstendenzen entgegengewirkt
werden. eute herrschen grundsätzlich andere Voraussetzungen, da ıne
Vermehrung der Produktion angesichts der Möglichkeiten der Giralgeld-
schöpfung ebenfalls 1ne Vermehrung der Zahlungsmitte nach siıch z1e.
die lediglich durch staatlıche wangsmaßnahmen miıttels der Kreditpoliti
der Staatsbank 1ın gewissem Umfang regelbar iıst Vgl diesem ema
iwa Friedrich-Karl Läge, Die sakulare Inflatlıon, Frankfurt Maın 1959

Schriftenreihe 7B eld- un Finanzpoliti NT
dies un der anschließende Schriftwechsel 1 oNvolu Hild Br. S 11 NrT. LD
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der augenschein habe die hochb  gte. eule aber e1ınes anderen De-
lehrt Die Klausel, daß 1n den Beziehungen zwischen dem Flecken und
dem neubesiedelten Kloster alles beim alten bleiben solle, würde VO.

den önchen anders ausgelegt als VO  5 den Buüurgern. Dıie Moönche wollen
ihr es erkommen au{ eizlıiche hundert ahr hıinaussetzen, sS1e
wollen die Rechtszustände und Eigentumsverhältnisse, W1e S1e sS1e ach
offensichtlich gründlichem Studium des überlieiferten Quellenmaterials
kennengelernt hatten, wieder herstellen. Dıe Bürger wollten dagegen
ihre ın der Zwischenzeit erworbenen Rechte natürlich keineswegs auf-

geben Im einzelnen werden olgende (CGiravamına genannt:
Das Kloster habe dem protestantischen Geistlichen diıe Einkünite
n und eım Tod des etzten arrers das Pfarrhaus
beschlagnahmt, daß der Nachfolger 1ın einem Bürgerhaus sSeın
Unterkommen suchen und die Gemeinde dQus ihren eigenen geringen
itteln auch och TÜr seınen Unterhalt aufkommen mMUSSe,

Der Flecken habe aldungen esessen,; ın enen jeder Burger eıne
Anzahl Eichen Futterzwecken habe pflanzen mussen. WAäl-
der habe das Kloster ebentfalls beschlagnahmt, Lamspringer Bürger
mi1t Gewalt daraus vertrieben und ihnen nicht einmal gestatitet, ort
O17z chlagen; 1Mm Gegenteil, das Kloster selbst habe uber sechz1g
schöner fruchtbarer mastbeume hinweg geNOMEN.
Das Kloster versuche auch, die äaußerliche Maniftfestation der Selb-
ständigkeit des Fleckens unterdrücken, indem 5 dem Rat die
Führung VO.  - Wappen und Siegel verbietet mıiıt orwenden, das
closter alleıin MUSSeEe das amb 1m iuhren Das Kloster beab-
sichtige, den Status des Ties und seliner Bewohner mindern
und diese gur bauwern (ZU) machen, doO vorhın dieser Orl ange
zelilt eın lecken gewWweSell.
Das Kloster versuche, den Ackergrund der Büurger 1n Besitz neh-
INe  - un! die Bürger Klosterhörigen machen. Der Leıiter des
Klosters habe die Unterzeichnung Pachtverträge über eren
Inhalt keine Einzelheiten verlauten) gefordert, dıe den Büurgern sehr

ungunst1ig selen. Wer den Vertragen nicht zustimmte, wurde

gehindert, das Land, das bisher bearbeitet e; bestellen.
ährend rNgsum 1ın anderen rien die Bürger und Bauern auf ihren
Ackern beschäftigt SiNd, mMuUusSsen die Lamspringer zusehen, wI1ıe diese
closterleute erscheinen und selber UNnseIe acker der reige ach
hinweg (-pflügen), welches WITLr mit hıttern rtrehnen ewenmnen
uch sSe1 der Bürgermeister bereıts 1m Kloster arretiert worden, weil

sich nicht 1m Sinne des OoONvents gegenüber den Bürgern urch-

gesetzt hat Trst eine Bußzahlung VOILl Tel Reichstalern sel
wieder freigelassen worden.
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Schon drei Lage spater ADbt Placidus den Standpunkt des OS{IeTS
formuliert. Er vertrat die Meinung, daß das Kloster Jetz 1U Se1INn gutes
eC| verfolge, We1 den TUN! und Boden zunehmend 1n 1gen-
bewirtschaftung übernehme, da doch dıe fundationis diplomata un
andere alte un eue hriefliche urkunden lar erwelisen, das alle und
ede andere, wliesen, garten un hopfenberge, INn a.  es, WaS

die eiInwonere des eckens Lambspring In holz und e  VE rischen und
wischen detinıren und unterhaben eIinzıgen OTT, den Westeroder
hoptfenberg genandt, ausbescheiden lesigem UNSeTIN gotteshause erb-
un eigentumlich un zugehör1g sSel Nach den rTKunden, die 161-
Taltıg VOINLl Papsten, alsern und Biıschoifen bestätigt selen, abe das
Kloster den gesamten Grundbesiıtz VO dem gottsehligen fiundatore
halten und beanspruche demnach echt die vÖöllig Ireie Verfügungs-
gewalt liıberrıma hbonorum dispositio darüber Die Bürger selbst
hätten seı1t (Generationen das Eigentums- un Dispositionsrecht des
Klosters selinen Ländereı:en immer wieder ausdrücklich UrCc den
Abschluß VO  _ Pachtverträgen anerkannt. Abt Placidus Ze1g dann, wıe
gründlich das Aktenstudium betrieben worden ist und tüuührt dQUuUsSs:

1555 hätten die Bürger achtung des Landes nachgesucht; WwW1e QUus

den Verträgen ersichtlich, sel eın jJäahrlicher Pachtzins VO  3 drei oder Jer
reichstaler vereinbart worden. Im Jahr 1589 seı]len Bürger der
„Pest“ gestorben, ihr Pachtland sSe1 dem Klosterbetrieb wleder ZUGE-
Tallen, der erneut ausgegeben habe Im Jahr 1612 selen mit dem
Kloster Pachtverträge für eiıne Laufzeit VO NEUIN Jahren geschlossen
worden, die dann während der fürstlich Braunschweigischen OCCUpAat10NS-
zeıiten ulft (mehrmals) TeNOVILr wurden. Placidus V organger, Abt
Clemens, abe ult vielfältigen ansuchen 1mM Jahr 1652 eUeE Pachtverträge
geschlossen, die Tage Cathedratio eirı Februar 656 ausliefen.
Dabei sSe1 och einmal ausdrücklich festgehalten worden, daß die
Bürger weder ein Eigentumsrecht dem gepachteten Land ers1ıitzen
können, och daß das Kloster anders als freiwillig un ohne rechtliche
Verpflichtung gratia und NICH (aCUusSs schuldigKeit verpachtet abe

eiz selen aber jene 1652 mı1t Abt Clemens geschlossenen Verträge
se1it drei Jahren abgelaufen und eigentlich sollte die damals festgehal-
tene Eigentumssituation lesigen Nsern (!) Heckleuten annoch ohnent-
sunken und außer zweililel In TISChem andenken Se1N. Schon O35 habe
die hildesheimische Reglerung ege des Ackergrundes mıt dem
Flecken verhandelt und el den Rechtsstandpunkt des Klosters De-
raftigt. Die Regierung abe el insbesondere auf olgende Punkte
hingewilesen:

Die VO Kloster diesem Zeitpunkt Dereıts 1n Eigenbewirtschaftung
übernommenen Acker, eSs handelt sich zehn orgen, Sind aus
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dem Dreifelderverband ausgeschieden un:! bleiben weiterhin eım
Kloster

Wenn die Pachtzeıt Har ausgetane Acker ende(t, soll das Kloster
die Vvöllig TIreile Entscheidungsmöglichkeit haben, OD den en
1n Eigenbewirtschaftung übernimmt oder eute 1IN- oder außer-
halb des eckens verpachtet.
Falls e1in Pachter se1ıne Pachtzinsen nıcht pünktlıch bezahlt, annn
Härteflalle dQUSdgENOMIM das Kloster die Ländereı:en vorfrist1g
einziehen und selbst bewirtschaliten Oder Ne  ur verpachten.
Privatvertrage VO  5 Pächtern, die INnr Pachtland ihren Frauen als

Leibgedinge verschreiben, sSind VO  ; vornhereıin ungültig. Dıie Acker
tallen beim Tod des Pächters STEeiIs dem Kloster

Das Kloster darifi seıne Acker 1n (Cjarten verwandeln und diese ent-
weder selbst bewirtschaften oder verpachten. (Durc! die mhegun
e1iINes (jartens wurde der betreifende Grund un: en Qdus dem TEe1-
felderverband ausgeschieden und der utung entzogen!)
Das Kloster darf notwendiges Bauholz (AUS den Jetzo streitigen hol-
ZUNYECNMN uff vorgehende anmeldun un VOorwIissen, welche das
closter dem lecken Iun WIIIL, entnehmen.

Zur Manıifestation der rundherrschaft des OSTIerTrs gehöre eiıine
]jedem Bürger Lamsprınge jährlicl leistende Abgabe VOINl

einem Mariengroschen. Falls e1n Burger mi1t dieser Zahlung Janger
als Zwel TrTe 1n erzug geraten 1ST, soll das Kloster den Wald-
anteil des Schuldners ın Besitz nehmen.

Es 1T nıcht bekannt, w1ıe dies hochstiftische Gutacnten, auf das Abt
Placidus sıch berulft, tatsächlich formuliert WAar und w1ıe zustande

gekommen iST: bs aufT, daß die Rechtsverhältnisse recht einseltig
ZUgunsten des Klosters ausgelegt werden. Bemerkenswer ist die 1
etzten un. geschickt eingebaute Durch Zahlung eiıner geringen
Gebühr wuürde die Grundherrschaft des OS{Iers anerkannt und gleich-
zeit1g mußte der Zahlende dadurch das Recht des OS{IerTrSs akzeptieren,
ihm ach Ablauf der achtdauer die genutztien Acker wieder abzuneh-
INne  > Zahnhlte der Bürger aber nicht, sah sich das Kloster berechtigt,
untier dem Vorwand, den Waldanteıil des saumiıgen Schuldners 1n Besitz

nehmen, iın die Waldungen des Fleckens einzugreifen, die für die
Schweinemast VON den Burgern kollektiv genutzt wurden. Be1l dem

dringenden Holzbedar{f IUr Neubauten des OS{TiIers laßt sich leicht

M' daß dies Vorhaben des OSIeEeTS auf den heitigsten Wider-
stand der Bürgerschait stoßen mußte, die sich auch 1er 1n der Siıcherung
ihrer Lebensgrundlagen bedroht sah
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AÄAus diesem CGirund formulierte der Rat des Fleckens UuUgus
desselben Jahres 1659, diesmal offenbar unter Mitwirkung e1ines Rechts-
undigen, seıne lagen Der die Benachteiligung Urc| das Kloster au{fs
Hu Oohne daß aber andere Gesichtspunkte auigeführt werden OoONN-
ten Der Rat weist daraut hin, daß die strıttigen aldungen dem
Flecken und nıcht dem Kloster gehören, W1e AQUsSs den beim Amt Winzen-
burg geführten en ersichtlich sS@E1. ESs sel notoriI1, daß dıe fleckleute
N1ICH allein ued un weide IN olz un e sondern auch acker,
wIesen un garten, sonderliıch hopfenberge, arın ihre meiste nahrung
estehet, VO undenklicher 7e11 HIis J1ese Englische ordensleute hierzu-
kommen, neDen dem 1auwer. ruhlg gebrauchet en Was endlich die
rage des Ratsabzeichens betriift, sSel ebenfalls notorI1 Un landkündig,
daß der lecken Lambspring VO  - undenklicher 7e1t und jahren eın

eigen siegel gebrauchet Nal Alle diese Behauptungen werden m1t AI

zugen AauUs NEeUEeIeEeN en der Amtsverwaltung wohlbewilesen.
Dem Flecken Wal 198808  ; eine orm der Auseinandersetzung aufgedrängt

worden, Del der Ur geringe Aussichten auf Erfolg Die Kloster-
verwaltung durfte keineswegs bestritten aben, daß der Flecken 1n
eUeIel e1it die begehrten Waldungen als Bürgereigentum betrachtet
abe un! daß darüber auch aktenmäßige Nachweise gäabe Dem
Kloster kam es darauf d.  Y eın eigenes Recht dem strittigen TUN!
un! en als das ursprüngliche und bessere hinzustellen, und da das
Kloster Zugang den alteren rchivalien ; fiel 65 ihm nıCH
Schwer, die fundationis diplomata heranzuziehen und sich auf Besitz-
bestätigungen AQUS dem Jahrhundert durch Bischof Altiried un! ÖN1g
Ludwig den eutschen berufen und dann die gesamte olge der
üblichen Privilegienbestatigungen bis 1NSs ohe Mittelalter aufzuzählen ®.

Offensichtlich aber stieß eine derart EXZEeSSIV geplante ‚1gentums-
politik des OSIiers zumindest jetz och auf eit1igen Widerstand
der Régierung 1n Hildesheim, als daß sS1e tatsächlich durchgeführt
werden können. nier Mitwirkung der Zentralregierung wurde deshalb

88 Juli 1661 eın Vergleich zwischen dem Kloster und dem Rat des
Fleckens gesChlossen, der allerdings 19808  — eınen e1l der strittigen Fragen
bereinigte, aber ıer den Grundsatz VO friedlichen Nebeneinander
beider Konfessionen ZWaNZlıg TEe ach den Gründungsverträgen des
Hochstifits wleder entschieden durchsetzte

Es geht be1i diesem Vergleich ®® VOLIL allem die Sicherstellung des
Lebensunterhalts für den protestantischen Geistlichen un! den 171a
meilster, da die Acker und Garten, deren Ertraägnisse den Stelleninhabern

62 W1€e Abt aC1dus ın se1ıner 1663 Dezember datierten Supplik dann tal;
1ild Y 3: 11 NT.
ebenfalls 1n ! Hıld Br 3 . NT
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biısher zugekommen aQrenNn; VO Kloster 1ın Eigenbewirtschaftung ber-
LOIMMEN worden S1INnd. Im einzelnen wIird jestgesetzt, daß der jetzıge
protestantische Pfarrer und alle seine Nachfolger einen bestimmten,
naher bezeichneten arten S Nutzung erhalten sollen, VOINl dessen
Ertrag dem Kloster eiıne jahrliıche Abgabe VO  b 31/9 altern Hopfien
eısten sSel1. Das Kloster SEeTIZz also auch ler Se1INeEe Anerkennung als
Grundherr durch Der Flecken verzichtet auf das alte Pfarrhaus, das 1
Klosterbereich 1ag, uUun! baut ine NeUeEe Iarrwohnung, der das Kloster
das Baumaterı1al jefert FuÜür den Schulmeister errichtet das Kloster e1in
Haus auf einem Grundstück, das der Flecken VO  a einem BUrger gekauft
hat Da das Kloster das alte Schulmeisterhaus selbst 1n Besitz q  IIN
hat, entschädigt den Flecken IUr den Grundstückskaurfl, indem ihm
eine ypotlihe auf einem Bürgerhaus, die 1 Besitz des OS{Iiers 1st,
aDrı}

Das Kloster macht ferner die ruühere Beschlagnahme der Einkünite
der Pfarrerstelle rückgäng1ig un überweist dem CGjeistlichen die Ein-
künifite e1nNes dem Kloster gehörenden Landwirtschaftsbetriebes BoOr-
nu  1 ber den das Kloster sich WAarTr weiterhin den leeren Titel eines
omMmıinıum 1recium vorbehält, jedoch ohne jede NU recognitione.
Weiterhin stellt das Kloster dem Pfarrer SeECHS Morgen Ackerland AT

Verfügung, die auf die dreı Schläge des Dreifeldersystems verteilt SiNd,
eine 1ese, einen kleinen (jarten un! einen geringen hopifen
Ausdrücklich behält sıch auch ıer das Kloster das Obereigentum ber
den Grund und Boden VOL und fordert die üblichen Pachtleistungen: die
Acker zinsen dem Kloster anNTLıCc m1t wel ımten Roggen oder afer:;
Wiese, arten un! Hopfenpflanzung mıiıt 1€ Zzwel Giroschen. Das Kloster
erteilt dem Pfarrer die Genehmi1gung, die ihm 1er test zugewlesenen
Ackeranteile erforderlichenfalls gleichgrobe, aber IUr ihn günsti-
Jger gelegene einzutauschen. Die Tatsache, daß das Kloster iın diesem
Vertrag eine solche Genehmigung 1ın eZUug aut die Landverteilung iNnner-
alb des Dreifelderverbandes ausspricht, ZeIg den erheblichen Einfluß,
den die Klosterverwaltung auf das Wirtschaftsgefüge des eckens Jetz
oifenDbar unwidersprochen ausuübte. Gegenüber dieser QalızZ erheblichen
Beeintrachtigung der Dispositionsfreiheit des eckens duürite das punk-
tuelle Entgegenkommen des OS{IieTS 1n der rage des SC  Imeister- und
Pfarrerunterhalts demonstrativ dies auch gewirkt en mochte
nıcht allzu schwer wliegen.

Zweieinhalb Te spater gelang Abt Placidus dann, eın Aufbau-
werk abzuschlieben Er wandte sich 1663 seınen Landes-
herrn Erzbischof Maximilian. Heinrich und egite ausführlich dar, W1e es

dem Kloster inzwischen gelungen sel, eınen wesentlichen e1l der dem
hiesigen gotteshause competirenden, aber he] der gewaltsahmen inha-

Dungs-zeıt der herren erzogen ZU Braunschwe1g un uneburg Jesl-
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gen stifts violenter demselben verrücketen Jjensten, jurisdiction
samhbht! anderer gerechtsahme wieder erwerben. Abt Placıdus ean-

LTagtl, dem Kloster 18808 auch die Niedere Gerichtsbarkeıt ber dıe ZU

Lambspring, Wollersen, Neuhof{i und Wöldenhausen gehori veld-
marken als des clostiers In einem coniexiu belegenen digentumblichen
grun und bohden übertragen.

Das Kloster ware als es1itzer des Niedergerichts übe_r 1ese Feld-
marken 1 al VO  w Streitigkeiten mıi1ıt den achtiern selbst Kläger und

Richter, eıne Situation, die AB HE Festigung der eigenen Herrschaft wohl-

geeignet Wäl. Abt Placidus spricht es auch deutlich QUs, daß be1 der

Übertragung des Niedergerichts auf das Kloster einerseıts churturst-
lichen durchlaucht ahn dero cammer-intraden nichts abgehe, anderer-
se1ts dieselbe aber lesigem gotteshause ZU gewinnung hessern

Spects quod subdıiıtos 1cCL0Trum ersprießlich seln, WIE auch ZU jesigen
gotteshauses esserer beruhigung un conservatıion der clostergüeter
gereichen kan Ö:

Der ntrag des e wurde sechs Wochen späater genehmigt. amı
Wäal das Kloster 1n seiınem Besiıtz rechtlich gesichert und eın Wirtschaits-
betrieb WäarT arrondiert, der Flecken WäarT 1n rechtliche un! wirtschaftliche
Abhängigkeıt gebrac| worden und INa konnte daran gehen, den repräa-
sentatıven Neubau des Kirchengebäudes begınnen. Der LandesherIrr,
Erzbischof Maximilıan Heinrich WarTr Teilnahme Festakt ZULI

Grundsteinlegung ebeten worden, lehnte aber uüuhl ab Eın
Gnadenerwels dem Kloster gegenüber sel ohl überfluüss1g, da den

englischen önchen ihre jetzige Heimstätte CUL. appertinent11s el redili-
UuSs übertragen habe, also gleichsamb fundator des OSIiers sel
Man solle be1l der Grundsteinlegung 1LUI ach em Brauch verfahren,
einige VO. dem landsfürsten geschlagene gold- Un silhberne muüunz-sorten
In dıe fundamenta einmauern und 1m übrıgen enen maurmelstern eın

drankgeld geben Ö

datıert 1670 nach Maı 2 N Hıld BT eıl bschn NrT.
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